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jHakenkreuz am Stahlhelm
Das norödeutſche Paradies der völkiſchen Mörder.

Arbeit für Ebermayer.
Berlin, 28. Juli. (Soz. Preſſedienſt.)

Die Kleine Anfrage der ſozialdemokratiſchen
Reichstagsfraktion wegen der Geheimhaltung des Feme-
mordprozeſſes in Wismar iſt neuerdings durch Tatſachen, die ſich
trotz aller Bemühungen des Landbundes und des Schweriner
Schwurgerichts einfach nicht totſchweigen laſſen, in ihrer Be
deutung weſentlich erhöht worden. So iſt in Grevesmühlen,
wo demnächſt ein Prozeß gegen 17 Republikaner wegen
Landfriedensbruchs ſtattfinden ſollte, der Haupt-
entlaſtungszeuge, ein „unſicher“ gewordener Roßbacher, im An
ſchluß an eine wilde Schlägerei ſpurlos verſchwunden. Die meck
lenburgiſchen Mordgeſellen ſind alſo nach wie vor am Werk, ihren
„Staat im Staate“ mit ihren Stranuchrittermethoden aufrecht-
zuerhalten. Ein kräftiger Zugriff des Reichsanwalts wäre
bier dringend erforderlich. Hierfür folgende Fingerzeige:

Das Hauptquartier der mecklenburgiſchen Mordorganiſa
tionen befindet ſich in Groß Wahnſtorf; auf den umliegen
den Gütern iſt die „Gardetruppe“ ſtationiert. Einen vor
züglich eingearbeiteten „Unterabſchnitt“ bildet Gadebuſch mit
den benachbarten Gutshöfen. Von hier aus ſpinnen ſich die Fäden
der völkiſchen Feme über gang Mecklenburg und ganz
Deutſchland. Von den Mordtaten, deren Zuſammenhänge
auf die beiden Zentralen weiſen, ſeien folgende genannt: Der
Rathenau-Mord: Die Mordpiſtole wurde in Schwerin in
Empfang genommen. Die Mörder erhielten zwei Tage Unter
ſchlupf auf dem Gut des Herrn v. d. Lühe.

Der Mord an dem Studenten Bauer in München: Bauer
war Seminariſt in Wis mar und iſt durch Verſprechungen eines
koſtenloſen Studiums von den Völkiſchen herangezogen
worden.

Der Totſchlag an dem Seminariſten Kadow in Parchim:

Die Motive der Tat waren die gleichen wie im Fall Bauer. Be
zeichnend für die Macht der Feme iſt in dieſem Fall die Tatſache,
daß die Gutsarbeiter wochenlang von dem Mord wußten, ohne
Anzeige zu erſtatten. Eine bis an die Zähne bewaffnete völkiſche
Horde terrorifierte die Umgegend von Parchim derart, daß dieſes
Geſindel unter dem Schutz ſeiner adeligen und landbündleriſchen
Protektoren mit aller Frechheit auftreten und ſeine Heldentaten
„verſchleiern“ konnte.

Der Mord an dem Frontbannführer Juft in Roppen
ſtorf: Juſt, der als „unſicher“ bekannt war und Spitzeldienſte
geleiſtet haben ſoll, wurde bei einem Zuſammenſtoß mit einem
ländlichen Geſangverein „aus Verſehen“ erſchoſſen. Der
Totſchlag wurde der Form halber mit einigen Wochen Ge
fängnishaft gebüßt.

Der Mord an dem Landwirtſchaftsgehilfen Edu-
ard Böttcher: Man verſuchte dieſe Heldentat zunächſt mit
einer rührenden Todesanzeige der Arbeitsgemeinſchaft
Roßbach zu vertuſchen. Schließlich bequemte man ſich zu einer
Zeitungsnotiz, derzufolge der Unglückliche als faſt verkohlte
Leiche aus dem Draguner Gehölz hervorgezogen worden ſei als
Folge eines offenſichtlichen Selbſtmordes. Der Gerichtsbefund
aber ergab, daß lediglich die Halspartien des Böttcher ver-
brannt waren und Selbſtmord nicht in Frage kommen kann. Heute
herrſcht noch Dunkel über dieſen eigenartigen Fall.
Wie lange gedenkt der Oberreichsanwalt die Mecklenburger

Zuſtände noch zu dulden? Allerdings braucht man ſich nach den
Enthüllungen des Genoſſen Roſenfeld über Herrn Dr. Eber-
mahyer und ſeine Auffaſſung über Gerechtigkeit jetzt über nichts
mehr zu wundern. Die Sozialdemokratie wird ſich trotzdem nicht
abhalten laſſen, auf die Strauchrittermethoden in dem von den
Rechtsparteien beherrſchten Mecklenburg hinzuweiſen und der
Oeffentlichkeit ein Bild von völkiſcher bzw. deutſchnatio-
naler Kultur zu geben.

Ergebnis der Generalratswahlen.
Die Sozialiſten machen das Rennen. Bernichtende

Niederlage der Kommunjfſten.
Paris, 28. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Die am Sonntag erfolgten Stichwahlen zu den General und
Kantonglräten ſind für die Parteien der Linken noch weſentlich
günſtiger ausgefallen als der erſte Wahlgang. Zu den
80 Sitzen, die ſie am vergangenen Sonntag gewannen, haben ſie
em Sonntag 50 neue zu erobern vermocht, ſo daß der Geſamt-
gewinn nunmehr 133 Sitze beträgt. Die eigentlichen Sieger der
Wahl waren die Sozialiſten, die insgeſamt 52 neue Mandate an
ſich zu reißen vermochten und die Zahl der Sitze im Generalrat
auf 144 zu erhöhen imſtande waren. Von den 1494 neugewählten
Mitgliedern der Generalräte entfallen nach den offiziellen Stati-
ſtiken des Miniſteriums des Jnnern auf die drei Kartellparteien
807, auf die Parteien der Mitte und der Rechten 681. Selbſt wenn
man alſo die radikalen Republikaner reſtlos zur Oppoſition
rechnet, bleibt dieſe noch immer in der Minderheit.

Die Blätter der Reaktion ſuchen den neuen Mißerfolg durch
Veröffentlichung gefälſchter Statiſtiken zu vertuſchen.
Eie behaupten, daß die Sozialiſten, republikaniſchen Sozialiſten
vnd Radikalſogzialen nur 720 von den insgeſamt 1494 Sitzen an
ſich zu bringen vermocht hätten. Dieſe Behauptung findet in den
offiziellen Zahlen eine ſchlagende Widerlegung. Die letzten
Wahlen haben vielmehr den neuen Beweis erbracht, daß das
Kartell ungeachtet der Kriſe, die es im Parlament durchgemacht
hat, im Lande nach wie vor feſt verankert iſt, ein Ergebnis, das
auf die weitere innenpolitiſche Entwicklung in Frankreich nicht
ohne Einfluß bleiben kann. Vernichtend war auch diesmal wieder
die Niederlage der Kommuniſten, die insgeſamt nur 6 Sitze ihrer
Kandidaten durchzubringen vermochten und damit 11 Sitze verloren
haben.

„Gerechtigkeit und Humanität.“
„Wir haben nicht nur unſer Budget in Ordnung gebracht,

ſondern auch unſeren Geiſt, indem wir danach trachten, das Jdeal
der Gerechtigkeit und Humanität ins Leben zu rufen.“ So hat
nach einer Meldung der amtlichen polniſchen TelegraphenAgentur
der polniſche Außenminiſter Skrzynſki auf ſeiner Propagandareiſe
durch Amerika im Rundfunk die Politik Polens vor der Welt
gerühmt. Gleichzeitig rollen von Polen nach Deutſchland und
von Deutſchland nach Polen die Züge der Optanten, der Aus-
gewieſenen, der von Haus und Hof Verjagten.

Jmmer dir ſich Polen zur Rechtfertigung ſeiner Haltung auf den Schiedsſpruch in der Optantenfrage. Juriſtiſches
Vertragsrecht gewiß, aber kein Recht, das mit dem vom pol-
niſchen Außenminiſter ſo ſehr gerühmten „Jdeal der Gerechtigkeit
und Humanität“ etwas zu tun hatl Polen konnte den Schieds-
ſpruch durchführen, aber es mußte ihn nicht durchführen. Nie-
mand hat Polen gezwungen, von einem juriſtiſchen Recht auf
barbariſche Maßregeln Gebrauch zu machen. Weder völkerrechtlichnoch talſachlich trifft es zu, daß die Abgabe der Optionserklärung
eine ſo ſtarke Stellungnahme gegen den Aufenthaltsort bedeutet,
daß die Auswanderung die noklwendige Folge ſein muß. Unter
welchen Umſtänden erfolgten denn die Optionserkläriragen Die

Polen in Deutſchland, meiſt tüchtige Arbeiter in Rheinland-Weſt-
falen, hielten es natürlich für ihre nationale Pflicht, ihre Zu-
gehörigkeit zum neuen Polenſtaat zu bekunden. Sie verlieren ſetztrot und Sriſtenz in Deutſchland und kommen in ein Land, in

dem eine ſchwere Wirtſchaftskriſe wütet. Die deutſchen Optanten
in Polen gaben ihre Optionserklärung während des polniſch-
ruſſiſchen Krieges im Jahre 1920 ab. Kann man es ihnen ver-
denken, daß ſie nach fünf Kriegsjahren und nach ſo manchem, was
ſie in Polen auszuſtehen hatten, wenig Neigung zeigten, für Polen
ins Feld zu gehen?

Den 15 000 volniſchen Optanten in Deutſchland ſtehen rund
25 000 deutſche Optanten gegenüber. Dabei hat Polen ſchon 800 000
Deutſche aus den abgetrennten Gebieten verdrängt. Die Opfer
des erſten Termins können nicht mehr gerettet werden. Vielleicht
läßt ſich die polniſche Regierung, nachdem der Moloch Nationalis-
mus ſein Opfer erhalten hat, nunmehr wenigſtens herbei, die
Frage derjenigen Optanten, die von dem jetzigen Abſchub noch
nicht erfaßt werden, noch einmal und in humanerer Weiſe zu
prüfen. Von der deutſchen Regierung aber muß mit aller Ent-
ſchiedenheit gefordert werden, daß ſie ſich energiſch für eine menſch-
liche Löſung der Optantenfrage einſetzt und nicht nur vom Glauben
tragen läßt, es werde ſchon nicht ſo ſchlimm kommen.

Wir gratulieren noch einmal.
Berlin, 28. Juli. (Radiomeldung.)

Die „Deutſche Zeitung“ dementiert mit großem Eifer eine
Meldung demokratiſcher Zeitungen, nach der Hindenburg dem
Genoſſen Scheidemann zu ſeinem 60. Geburtstage Glück-
wünſche übermittelt haben ſoll. Wie konnte man auch nur ſo
töricht ſein, anzunehmen, daß der überparteiliche Reichspräſident
einen Sozialdemokraten, der ſich um Deutſchlands
Schickſal größere Verdienſte erworben hat, als die ganze Geſell
ſchaft der am 9. November 1918 feige geflüchteten Deutſchnatio-
nolen, gratulieren würde. Wenn der frühere Reichspräſident
deutſche Politiker ohne Rückſicht auf ihre volitiſche Ein-
ſt e l lung bei ſolchen Anläſſen beglückwünſcht hat, ſo war das
dieſen ein Zeichen dafür, wie richtig er die Funktionen des
Reichspräſidenten aufgefaßt hat. Hindenburg kann natürlich
nur im Geiſte der preußiſchen Gamaſchenknöpfe denken, die
ganz ſelbſtverſtändlich auch den verdienteſten Sozialdemokraten in
die Kategorie der „Landesverräter“ einreihen. Unter
dieſen Umſtänden kann der Genoſſe Scheidemann und die Sozial
demokratiſche Partei ſt obz darauf ſein, daß Hindenburg von
eirem Glückwunſch abgeſehen hat.
Wir gratulieren Scheidemann darum noch einmal.

Mufſolini an Magenkrebs erkrankt.
Genf, 28. Juli. (Radiomeldung).

Die Genfer Preſſe meldet aus Rom, daß Muſſolini an Magen-
krebs erkrankt iſt und daß eine ſchwere Operation notwendig
ſei. Sein Zuſtand ſei außerordentlich ernſt, doch wolle bisher kein
italieniſcher Chirurg die Verantwortung für die Operation ühber-
e deren Ausgang mehr als zweifelhaft ſei. Die eUehmen, Heren Alisgar gtg t des kratiſchen Parteien werden erreicht in ſtändigem Ringen und Wirken

Oeffentlichkeit Jtaliens werde ſyſtematiſch über den
Miniſterpräſidenten im un klaren gehalten.

7

Das Parteiprogramm.
Von F. O. H. Schulz.

II.

Der Abſchnitt 6 des Erfurter Programms ſtimmt mit dem
10. Abſchnitte des Heidelberger Programmentwurfs nahezu wört
lich überein. Während es im Erfurter Programm allerdings
heißt, „die Arbeiterklaſſe kann ihre ökonomiſchen Kämpfe nicht
führen und ihre ökonomiſche Organiſation nicht entwickeln, ohne
politiſche Rechte“, iſt im neuen Entwurf der Abſchnitt „i hre
ökonomiſchen Kämpfe nicht führen aus Form-
gründen fortgelaſſen worden, da in dem übrigbleibenden Satz
zweifellos das zu ſagende im vollen Umfange ausgedrückt liegt.

Der 11. Abſchnitt des Entwurfs beginnt mit dem Satz: „Der
proletariſche Befreiungskampf iſt ein Werk, an dem die Arbeiter
aller Länder gleichmäßig beteiligt (von uns unterſtrichen.
D. Verf.) ſind.“ Gegen dieſe Formulierung müſſen wir einige
Bedenken geltend machen. Der genannte Satz ſtellt zwar
ſchon eine Reviſion des parallelen Satzes, „die Jntereſſen der Ar
beiterklaſſe ſind in allen Ländern mit kapitaliſtiſcher Produk
tionsweiſe die gleichen“ im alten Erfurter Programm dar.
Nichtsdeſtoweniger ſcheint uns auch die neue Faſſung zu viel zu
ſagen. Auch die neue Form könnte leicht den Eindruck hervor
rufen, als wenn die Sozialdemokratiſche Partei die ökonomiſchen
Vorausſetzungen des Emanzipationskampfes bzw. den Willen zu
dieſem Kampfe in allen Kulturländern als gleiche Größen
annimmt. Dieſe Annahme trifft jedoch keineswegs zu.
Weder die ökonomiſche Grundlagen der verſchiedenſten Kul-
turländer gleichen ſich, noch iſt in ihnen das Bewußtſein der ge
ſellſchaftlichen Lage innerhalb des Proletariats überall gleich-
mäßig entwickelt. Zum Schluß ſind aber auch, allgemein
wirtſchaftlich und allgemein-politiſch betrachtet, die Jnter
eſſen des Proletariats der verſchiedenſten Kulturländer trotz
vielfach ähnlicher Tendenzen nicht kongruent. Man kann des
wegen nicht von einer gleichmäßigen Beteiligung der Ar
beiter aller Kulturländer am proletariſchen Befreiungskampf
reden. Nach unſerer Auffaſſung würde dem Programm gedient
ſein, wenn an Stelle von „gleichmäßig“ vielleicht „in hohem
Grade“ ſtehen würde.

Nachdem von der internationalen Solidarität des Proletariats
(in dieſem Falle würde es auch präziſer ſozialiſtiſchen
Proletariats heißen) und von den Pflichten, die ſich aus der inter
nationalen Solidarität ergeben, geſprochen worden iſt, fährt der
Entwurf fort: „Dieſe Pflichten ſind aufs innigſte verknüpft mit
den Pflichten der Sozialdemokratie eines jeden Landes gegenüber
(aus ſtiliſtiſchen Reinlichkeitsgründen empfehlen wir „gegen das“.

D. Verfaſſer) dem eigenen Volke.“ Dieſer Satz iſt n eu, aber
angeſichts der veränderten Lage der deutſchen Arbeiterklaſſe im
Verhältnis zum Staat eine Selbſtverſtändlichkeit. Vielleicht wäre
eine noch poſitivere Formulierung, ähnlich der im Görlitzer
Programm, angebracht geweſen. Die beſtehende Form erklärt ſich
jedoch aus der Anknüpfung an die vorhergehenden Sätze vom
internationalen Befreiungskampfe und von der internationalen
Solidarität. Schließlich kann man ſich mit der Form zufrieden
geben, zumal es im 1. Abſchnitt der praktiſchen Forderungen
heißt: „Jn der Erkenntnis, daß die demokratiſche Republik den
weiteſten Spielraum für den Befreiungskampf der Arbeiterklaſſe
und damit für die Verwirklichung des Sozialismus gibt, ſtützt die
Sozialdemokratiſche Partei die Republik und tritt für deren Aus
bau ein Darin liegt ein klares unzweideutiges Bekennt-
nis zum Staat und zu einer bejahenden demokrati-
ſchen Staatspolitik.

Abſatz 18 beginnt: „Die Sozialdemokratiſche Partei kämpft
(hier iſt im Erfurter Programm das Wort „alſo“ eingefügt
D. Verf.) nicht für neue Klaſſenprivilegien, ſondern für die Ab
ſchaffung (von uns unterſtrichen. D. Verf.) der Klafſen-
herrſchaft Auch dieſe Formulierung, die dem Erfurter Pro
gramm mit Ausnahme des einen fortgelaſſenen Wortes entſpricht,
möchten wir nicht ganz unbeanſtandet laſſen, und zwar richten ſich
unſere Bedenken gegen „Abſchaffung“ der Klaſſenherrſ
Dieſer Begriffsausdruck, der ja ſo alt wie die Sozialdemokrati
Partei ſelbſt iſt, hat unſerer Auffaſſung nach, wie die Entwicklung
der nachrevolutionären Jahre innerhalb der Arbeiterſchaft gezeigt
hat, ſchon manches Unheil in den Köpfen der organiſierten und
nichtorganiſierten Arbeiterſchaft angerichtet. Mit dem Begriffe
Abſchaffung verknüpft der primitiv Denkende, deſſen Gattung ia
in allen Parteien das numeriſche Uebergewicht bildet, einen mehr
oder weniger mecha niſchen Uebergang aus einem alten
in ein neues Stadium oder anders ausgedrückt, einen Akt, der
aus einem beſtimmten durchzuführenden bzw. durchführbaren
Willen hervorgeht. Auf alle Fälle kommt in dem Ausdrücke
„Abſchaffung“ nicht der organiſche Werdeprozeß
der Geſellſchaft zum Ausdruck. Es braucht an dieſer Stelle nicht
darauf hingewieſen zu werden, daß man natürlich eine mon-
archiſche oder eine republikaniſche Staatsform u. U. „abſchaffen“
kann, daß aber von einer „Abſchaffung“ geſellſchaftlicher Zuſtände
doch wohl nicht geredet werden kann und daß man in dieſem Falle
richtiger „Ueberwindung“ ſagt, nicht nur weil dieſes Wort
den ſoziologiſchen Werdeprozeß präziſer, ſondern weil es ihn
auch anſchaulicher zum Ausdruck bringt.
Für heute wollen wir unſere Betrachtungen über den Entwurf

mit einer einſchränkenden Bemerkung zum letzten Abſchnitt
ſchließen. Dieſer Abſchnitt lautet: „Die Ziele der Sozialdemo-

auf politiſchem, ſozialem, kwilturellem und wirtſchaftlichem Ge
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unächſt und beſonders durch die Verwirklichung folgenderorbernggen zu erreichen.“

Alle die von uns gemachten Vorſchläge dienen dem Wunſche,
das zukünftige Programm der Partei von jedem utopiſtiſchem
Beigeſchmack freizuhalten und es von dem Uebel unbekümmerter
Zukunftsprognoſen zu befreien, damit die Parteigenoſſenſchaft an
den Leitſätz en der Organiſation bereits lernt, Kühnheit
des Gedankenfluges mit vorſichtiger Formulie-
rung des Denkens in möglichſt harmoniſcher Weiſe zu ver
binden. Wenn es uns gelungen iſt, einige kleine Bauſteine zu
dieſem Werk herbeizuſchaffen, dann wollen wir zufrieden ſein.

Jn einem weiteren Artikel werden wir uns mit den Forde-
rungen des zweiten Teiles des Entwurfs beſchäftigen.

Die Anmnefſtie.
Sozialdemofratiſche Anträge und Berbeſferungs-

vorſchläge.
Jan Rechtsausſchuß des Reichstages wurde am Montag der

Amneſtieentwurf der Reichsregierung weiter beraten. Abg.
Lehmann (Dn.) erhob im Namen ſeiner Fraktion die ver
ſchiedenſten Bedenken gegen den Entwurf. Die Vorlage der Re-
g gehe ſchon zu weit (l) und man könne höchſtens eineAgdehnumg der Amneſtie auf Strafen von mehr als einem Jahr

Gefängnis oder Feſtung erwägen. Abg. Roſenfeld (Soz.) be-
dauerte die Beſchränkung der Reichsamneſtie auf politiſche Straf
taten und fragt, ob die angekündigte, zwiſchen Preußen und den
übrigen Ländern vereinbarte Länderamneſtie ſich auch nur auf
dieſe Straftaten erſtrecke. Ein Teil ſeiner Freunde lege Wert
auf die Amneſtierung auch un politiſcher Delikte. Der
preußiſche Geheimrat Schäfer erklärt, in Preußen werde gegen-
wä beraten, ob ſich die Amneſtie der Länder auch auf die
politiſchen Delikte erſtrecken ſoll, die nicht der Reichsgeſetzgebung
unterliegen. Jn bezug auf die Begnadigung der Not-Delikte teilte
der Regierungsvertreter mit, daß Preußen eine Amneſtie für Not
delikte nicht mehr für nötig halte, aber wahrſcheinlich eine um
fangreiche Vorlage für weitere politiſche Amneſtien einbringen
werde. Auf Anfrage des Abg. Saen ger (Soz.) erklärte Stagts-
ſekretär Joel vom Reichsjuſtizminiſterium, daß mindeſtens 100
vom Reichsgericht verurteilte Perſonen unter den Straferlaß
fallen, wenn einjährige Strafen als Grenzen geſetzt werden. Jm
gangen ſeien in der Zeit von 1924 bis 1925 400 Perſonen wegen
Hoch und Landesverrats vom Reichsgericht verurteilt worden.
100 davon hätten Strafen bis zu einem Jahre, 60 bis 114 Jahre
und die anderen höhere Strafen erhalten.

Jn der Erörterung über den S 1 teilt der Vorſitzende Abg.
Dr. Kahl (DVp.) mit, daß auch er für die Einbeziehung von

Zuchthausſtrafen bis zu einem Jahre ſei, dieſe Forderung aber
mit Rückſicht auf ſeine Partei fallen gelaſſen habe. (1) Abg.
Brodauf Dem.) machte die Bedenken ſeiner Freunde gegen
das Geſetz geltend, das ſich einſeitig für rechts auswirken
würde. Abg. Spahn (Dn.) hält es für untragbar, auch die
Landesverratsdelikte unter die Amneſtie fallen zu laſſen. Abg.
Roſenfeld (Soz.) verlangt die Ausdehnung der Amneſtie bei
politiſchen Delikten auch auf Zuchthausſtrafen. Vor zwei Wochen
ſei eine parlamentariſche Mehrheit für die Amneſtierung von
Zuch thausſtrafen bis zu einem Jahre geweſen. Da die Rechte
gegen dieſe Behckuptung Widerſpruch erhebt, beſtätigt der volks
parteiliche Vorſitzende ausdrücklich die Richtigkeit der Behauptun-
gen des ſozialdemokratiſchen Redners. Roſenfeld verlangt, daß
man wenigſtens geringere Zuchthausſtrafen erlaſſen ſolle,
wenn man ſchon den ſozialdemokratiſchen Antrag, bis 5 Jahre
Zuchthaus zu amneſtieren, nicht annehmen wolle. Für das Zen-
trum behält ſich Abg. Wegmann die Stellungnahme ſeiner
Fraktion vor, erklärt aber ſchon jetzt, daß das Zentrum entſprechend
dem deutſchnationalen Antrage für die Ausſchaltung der Landes-
verratsdelikte ſtimmen werde. Der Reichsjuſtizminiſter ſpricht ſich
dann für eine „Amneſtie auf breiter Grundlage“ aus. Die Re-
gierung würde, wenn eine Einigung erfolgen ſollte, die Sache
nicht an kleinen Aenderungen ihrer Vorlage ſcheitern laſſen. Für
die preußiſche Regierung verlangt Geheimrat Schäfer, daß auch
diejenigen amneſtiert werden, die aus politiſchen Gründen Mit-
teilungen über heimliche Waffenlager gemacht haben. Abgeordneter
Landsberg (Soz.) betont, die Bereitwilligkeit der Sozialdemo-
kratie zur Annahme der Vorlage gehe von der Vorausſetzung aus,
daß auch die Landesverratsdelikte unter die Amneſtie fallen.
Geſchehe das nicht, dann werde die Sozialdemokratie wahrſcheinlich
dem Geſetzentwurf nicht zuſtimmen können.

Jn der Abſtimmung werden die ſozialdemokratiſchen Anträge
auf Einbeziehung höherer Strafen abgelehnt, ebenſo wird
der demokratiſche Antrag verworfen, Zuchthausſtrafen bis zu
einem Jahre zu amneſtieren. Annahme findet der Antrag
Dr. Kahl (DVp.), wonach die unter die Amneſtie fallenden
Gefängnis und Feſtungsſtrafen bis zur Höhe von 2 Jahren
erfaßt werden ſollen. Angenommen wird ferner ein kommuniſti-
ſcher Antrag, daß bei längeren als den von der Amneſtie erfaßten
Strafen eine Strafmilderung in dem Umfang des in der Amneſtie
ausgeſprochenen Straferlaſſes eintritt. Der deutſchnationale An
trag, die Landesverratsdelikte aus der Amneſtie zu ſtreichen, wird
abgelehnt. Ebenſo wurde der deutſchvölkiſche Antrag, auch
die beiden, auf Grund des ſogenannten Kriegsverbrechergeſetzes
verurteilten und geflüchteten VU-Boot- Führer Boldt und Ditt-
mar zu amneſtieren, nicht angenommen. Die Geſamtabſtim-
mung über den S 1 wird auf deutſchnationalen Antrag ausgeſetzt,
da die Ablehnung des deutſchnationalen Antrages auf Streichung
der Landesverratsdelikte nach Anſicht der Partei Schwierigkeiten
ergeben habe, die erſt geklärt werden müſſen Auch das Zen-
ter um erklärt, daß es ſich bei der Geſamtabſtimmung loyalerweiſe
der Stimme enthalten werde, ſich aber volle Handlungsfreiheit
vorbehalte, wenn dieſe ſchmale Baſis beſtehen bleibe. Unverändert
angenommen wird der S 2, nach dem Verfahren wegen Zuwider-
handlung gegen S 8 des Repuhlikſchutzgeſetzes eingeſtellt werden,
wenn die Tat nicht nach dem 15. Juli 1925 begangen iſt. Weiter-
beratung Dienstag.

25 Jahre Zeppelin.
Friedrichshafen, 28. Juli. (Radiomeldung.)

Am 20. Auguſt ſoll hier der 25jährige Gedenktag des erſten
Zeppelinaufſtieges gefeiert werden. Vertreter der Reichsregierung,
der württembergiſchen Regierung, der deutſchen Städte, der Jn
duſtrie und Gewerkſchaften uſtw. ſollen daran teilnehanen.
Dr. Eckener wird an dieſem Tage einen Aufruf an das deutſche
Volk erlaſſen und es zur Opferſpende für den Bau eines neuen
Zeppelinluftſchiffes auffordern. Zu gleicher Zeit ſoll an die
Botſchafterkonferenz mit dem Erſuchen herangetreten werden, den
Bau eines 105 000 Kubikmeter großen Zeppelins zur Erforſchung
der Nordpolgebiete und andere wiſſenſchaftliche Zwecke zu
geſtatten.

Verurteilung Cachins. Der kommuniſtiſche Abgeordnete Cachin
war unlängſt zu einer empfindlichen Strafe wegen Aufreizung
zum Ungehorſam unter den franzöſiſchen Marokkotruppen ver
urteilt worden. Die Berufungskammer hat am Montag das
Urteil, das auf ſechs Monate Gefängnis und 1000 Franken Geld
ſtrafe erkannte, in Abweſenheit des Angeklagten ätigt.

Der GSteuerraub
an ben Maſſen.

Mißbrauch der Regierungsgewalt zur Begünſtigung des Großbeſitzes

Deutſcher Reichstag.
GSteuer-Debatte.

Berlin, 28. Juli. (Sogz. Preſſedienſt.)
Jm Reichstage haben am Montag die großen finangz politiſchenuseinanderſetzungen begonnen. Edigeleitet wurden ſie mit einer

großen Rede des Selalbemotratiſchen Abgeordneten Hertz zu dem

vorliegenden Steuerbündel. Er begnügte ſich nicht mit einer
Kritik, ſondern entwickelte ein r ſozialdemokra-
tiſches Steuerprogramm. Er geſtand auch zu, daß die

entwürfe zwei große politiſche Fortſchritte in der Richtung
der Stärkung der Zentralgewalt des Reiches und der
Vereinheitlichung des Steuerweſens bilden. Indes bekämpfte er
die Steuervorlagen wegen ihres un ſozialen Geiſtes. Der
Steuerblock begnügte ſich mit einer kurzen Erklärung, in der be-
hauptet wurde, daß alle ſozialen Wünſche befriedigt ſeien. Die
ſteuerliche Belaſtung ſei notwendig infolge der großen Zahlungen,
die Deutſchland nach dem Friedenpegrtfege zu leiſten habe. Jn
keinem Lande der Welt ſei der Beſitz ſo ſehr belaſtet wie in
Deutſchland. Indes konnte auch die Erklärung nicht verbergen,
daß in den Reihen der Steuerparteien ſelbſt große Unzu-
friedenheit über dieſe Geſetzentwürfe vorhanden ift.

Der Demokrat Fiſcher (Köln) übte ſachkundige Finanzkritik
an der geſamten Steuergebarung des Reiches. Er behauptete, daß
wenig Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Wirtſchaft genommen
werde und rief alle Kreiſe der Wirtſchaft auf, um der deutſchen
Steuerpolitik eine andere Richtung zu geben. Die Finanzpolitik
des Reichsfinanzminiſters von Schlieben ſei rein fiskaliſch, und
bald werde die Wirtſchaft die ungeheuren Schäden dieſer neuen
Steuervorlage zu ſpüren bekommen. Der Reichsfinanz-
miniſter hielt hierauf eine kurze Rede, in der er ſich gegen die
Vorwürfe einer fiskaliſchen Finanzpolitik verwahrte. Jm übrigen
gab er der ſonderbaren Anſicht Ausdruck, daß er im Reichstags
plenum keine längere Rede zu halten habe, da ſchon im Haupt-
ausſchuß von ihm alles Notwendige vorgetragen worden ſei. Da
inzwiſchen die ſiebente Abendſtunde herangekommen war, ver-
langte die Sozialdemokratie Vertagung. Die Rechts und
Mittelparteien lehnten den Vertagungsantrag ab, liefen aber ſo
fort hinaus, als der Sozialdemokrat Eggerſtedt das Wort
nahm, um die ſozialdemokratiſchen Bedenken gegen die erſten
Paragraphen des Einkommenſteuergeſetzes vorzutragen. Nach der
Rede Eggerſtedts wurde erneut Vertagung beantragt. Da die
Abſtimmung zweifelhaft war, mußte Hammelſprung vor-
genommen werden. Die Sozialdemokraten und Kommuniſten
blieben nun aus dem Saale und es ergab ſich die Beſchluß-
unfähigkeit des Hauſes. Die bürgerlichen eien, die am
lauteſten nach der Verabſchiedung der Steuergeſetze und des Zoll-
tarifs ſchreien, hatten zum großen Teil blauen Montag ge
macht. Um 7 Uhr wurde eine neue Sitzung eröffnet, in der zu
nächſt der Demokrat Schneider (Berlin) Kritik an dem Ein-
kommenſteuergeſetz übte.

Am ſpäten Abend ſetzen zwichen dem Steuerblock und den Links
parteien die geſchäftsordnungsmäßigen Kämpfe ein die ſich in den
nächſten Tagen W häufig wiederholen und ſteigern werden.
Die Rechts und Mittelparteien verſuchen mit allen geſchäfts-
ordnungsmäßigen Mitteln die Beſchleunigung der Verabſchiedung
durch Dauerſitzungen zu erzwingen, während die Linksparteien
gegen dieſe Durchpeitſchung wehren. Nach der Rede des Abgeord-
neten Schneider wurde wieder Vertagung beantragt. Jn
namentlicher Auszählung wird feſtgeſtellt daß das Haus beſchluß-
fähig iſt. Die Sitzung geht weiter. Nach 8 Uhr nimmt der kom
muniſtiſche Abgeordnete Höl lein das Wort, der in gröbſten
Worten gegen die Steuerblockparteien loszieht und ihnen Räuberei
und Mogelei vorwirft. Er wird wiederholt vom Präſidenten
unterbrochen, ſetzt aber ſeine auf längere Dauer berechnete Rede
mit unverminderter Schärfe fort. Nach Hölleins Rede wird ein
neuer Vertagungsantrag einlaufen. Die Steuerblockparteien ſind
entſchloſſen, die Sitzung bis ſpät in die Nacht fortzuſetzen, die
Linksparteien werden verſuchen, das unmöglich zu machen. Höllein
gerät immer wieder in ſcharfe Zuſammenſtöße mit dem Vize
räſidenten Graef. So, als er in den Saal ruft, der ReichsſWangminkſter arbeite unter Vorſpiegelung falſcher Tatſachen.

Er erhält einen Ordnungsruf, nimmt aber ſeine Behauptung
nicht zurück, ſondern unterſtreicht ſie. Als Höllein eine halbe
Stunde geredet hat, will ihm der Vizepräſident das Wort ent-
iehen. Höllein proteſtiert erregt, da er eine Stunde Redegeit
at. Er wendet fich zum Präſidentenfitz und ruft: „Sie haben

mir gar nichts zu ſagen, laſſen Sie die Polizei kommen, ich weiche
nicht vom Platzel!“ Es zeigt ſich. daß der Vizepräſidemt, wie ſchon
wiederholt an dieſem Abend, nicht genügend unterrich-
tet iſt. Höllein hatte in der Tat eine Stunde Redezeit und ſetzt
ſeinen Vortrag unter den heftigſten Angriffen gegen den Steuer
block und die Regierung fort.

Nachſtehend laſſen wir die Rede des Abgeordneten Genoſſen
Dr. Hertz folgen:

Abg. Dr. Hertz (Soz.):
Eine der wirtſchaftlichen Lage Deutſchlands gerecht werdende

Steuerreform hat eine doppelte Aufgabe. Erſtens, den Finanz-
bedarf der öffentlichen Körperſchaften ſicherzuſtellen, zweitens die
wirtſchaftliche Entwicklung 8 fördern, ſoweit das mit ſteuerlichen
Maßnahmen möglich iſt. e Steigerung der Leiſtungsfähigkeit
der deutſchen Wirtſchaft hat zur wichtigſten Vorausſetzung die
Verbeſſerung der Lebenshaltung der breiten Maſſen des Volkes, die
Erhöhung der Produktivität der geſamten deutſchen Volkswirt-
ſchaft, und zwar durch Vermeidung aller Steuerformen, die die
Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt e und die
künſtliche Hochhaltung der Preiſe im Jnnern ermöglichen. Des-
halb verlangen wir zuerſt, daß die Belaſtung des Lohneinkommens
verringert wird, die Verbrauchsſteuern niedrig gehalten werden
und ein ſchneller Abban der Umſatzbeſteuerung erfolgt. Der da-
durch notwendige Ausgleich der Ausfälle iſt durch angemeſſene
Feſtſetzung der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer
bei großen Einkommen durch höhere Beſteuerung von Ver-
mögen und Erbſchaften, durch Beſteuerung der Geldent-
wertungsgewinne, vor allem aber durch die Hebung der
Steuermoral mittels der Offenlegung der Steuer
l iſt en und einer weitgehenden Buch und Betriebsführung zu er
reichen. (Lebhafte Zuſtimmung bei den Soz.) Schon bei der erſten
Beratung des Geſetzentwurfs haben wir kritiſiert, daß ſie auf
genau den entgegengeſetzten Erwägungen beruhen. Die Vorlagen
wollen nicht wie wir den Schwachen, ſondern zuerſt den
Leiſtungsfähigen ſchonen. (Sehr wahrl bei den Soz.)
Obwohl die neuen Geſetze nach dem Wort des Staatsſekretärs
Popitz „relativen Ewigkeitswert“ baben ſollen, bauen ſie auf
der augenblicklichen Lage eines Teiles der deutſchen Wirtſchaft
auf. Sie laſſen außer acht, daß die Schwierigkeiten in unſerer
Wirtſchaft nicht ein dauernder Zuſtand ſein werden, daß ferner
nur ein Teil der deutſchen Wirtſchaft unter Gewinnſenkungen
leidet, ein anderer Teil aber eine außerordentlich ſtarke Blüte
geg. (Sehr wahr bei den Soz.) Trotzdem iſt nicht zu verkennen,

ß ein er politiſcher Umſchwung ſich vo en hat, der im
ſchroffften Gegenſatz zu dem ſteht, was bis in die allerjüngſte
i hinein von den Parteien der Rechten vertreten wurde.

A

ber Nacht ſind die verbiſſenſten Föderaliſten auf der
Rechten zu begeiſterten Anhängern des Einheits-

J

äußerſten

ſtagtes geworden. Die ſo heftig befehdeten Grundgedanken
der Erzbergerſchen Reform werden hier nicht nur aufrechterhalten,
ſondern ſogar noch erheblich erweitert. Die Entwürfe bringen
in dieſer Beziehung ſogar zwei politiſche Fortſchritte, die der
Stärkung der Zentralgewalt des Reichs und der Ver
einheitlichung unſeres ganzen Steuerweſens dienen. Jm
Reichsbewertungsgeſetz wird für alle Vermögensſteuern ein ein
heitlicher Wertmeſſer r Finanzausgleich wird von
den Regierungsparteien der Grundſatz der Steuerhoheit des
e T ſo ſtark vertreten, daß ein offener Konflikt mit
den Ländern in Ausſicht ſteht. Von der ſteuerlichen Selb-
ſtändigkeit der Länder iſt überhaupt nicht mehr die Rede. (Sehr
richtigl bei den Soz.)

Mit dieſem politiſchen Fortſchritt iſt aber ein gewaltiger ſo
zialer Rückſchritt verbunden. Von den ſozialen Erwägungen
iſt in dieſer Steuergeſetzgebung nichts zu finden. (Sehr wahr!
bei den Soz.) Als einziger Geſichtspunkt bleibt übrig die Be-
günſtigung der leiſtungsfähigen Schichten unſeres Volkes. Auch
die Steuergeſetzgebung liefert den Beweis dafür, daß die Rechts
parteien bereit ſind, alle ihre politiſchen Ziele preiszugeben, ſo
fern ſie materielle Vorteile für den Großbeſitz damit erkaufen
können. Nie war ein Augenblick günſtiger für die Beſeitigung
des ſozialen Unrechts in unſerer Steuergeſetzgebung als der
gegenwärtige. Wir haben das Jahr 1924 abgeſchloſſen mit einem
Ueberſchuß von 2 Milliarden Mark. (Hört, hört! bei den Soz.)
Davon ſtammen allein 1600 Millionen aus den Mehrerträgen
der Maſſenſteuern. (Hört, hört!) Jm Durchſchnitt betrug der
Ertrag der Maſſenbelaſtung 70 Prozent, anſtatt der erwarteten
50 bis 55 Prozent. (Hört, hört! bei den Soz.) Lohnſteuer, Um
ſatzſteuer, Zölle und Verbrauchsſteuern ſind die eigentlichen
Träger unſeres ganzen Steuerſyſtems geworden, und künftig
ſollen ſie noch einen weit höheren Ertrag bringen. (Hört, hört!
links.) Jn den Monaten April bis Juni hat ſogar ein Herauf-
ſchnellen auf etwa 80 Prozent des Geſamtertrages der Steuern
ſtattgefunden. (Lebhaftes Hört, hörtl) Die jetzige Finanz-
reform wird dieſe Entwicklung noch ver ſchärfen.

Bei allen Beratungen haben wir uns von der Notwendigkeit
leiten laſſen, den Etat des Reichs zu balancieren und eine neue
Währungskataſtrophe zu verhindern. Wir unterſcheiden uns darin
von den Rechtsparteien, deren Verantwortung sgefühl ja
noch ſehr jungen Datums iſt. (Lebhafte Zuſtimmung
links, Unruhe rechts.) Die Anträge der Regierungsparteien, die
vor dem Eintritt in die Regierung eingebracht wurden, zeigen ein
Maß von Verantwortungsloſigkeit, das Konkurrenzkampf mit den Herren auf der äußerſten Linken mit Ev
folg beſtehen läßt. (Sehr wahr! bei den Soz.) Jch will hoffen,
daß man künftig das Verantwortungsgefühl zeigt, das man jetzt
von anderen verlangt. Der Finanzminiſter hat im Ausſchuß
einen Etat vorgelegt, der mit einem Defi zit abſchließen ſollte.
Jch halte ſeinen Abſchluß für falſch und glaube, daß ſeine Ur
heber derſelben Auffaſſung ſind. Erſtens ſind in einigen der An
ſätze erhebliche Reſerven enthalten, zum zweiten iſt der Ueberſchuß
aus dem Jahre 1924 im neuen Etat überhaupt nicht verzeichnet.
gert hört! bei den Soz.) Es fehlen ferner die Einnahmen von
300 Millionen rückſtändiger Steuern. Die Repara-
tionsrücklagen von einigen Millionen ſind nicht berückſichtigt. Es
fehlen ferner 235 Millionen von Steuern und Gehältern für vier-
teljährliche Zahlen, ſchließlich enthält der neue Etat einen Be
triebsfonds mit 300 Millionen, obwohl ſchon aus laufenden Ein
nahmen Betriebsmittel angeſammelt wurden. Man gewinnt den
Eindruck, als ob die Regierung ſich von einer Theſaurierungs
politik leiten läßt, ſie will, daß durch Maſſenbelaſtungen ſo hohe
Erträge erzielt werden, daß die Beſitzbelaſtung auf dem Verwal
tungswege weiter gemildert werden kann, als das auf dem Wege
der Geſetzgebung möglich iſt. Es iſt davon die Rede geweſen, daß
bei der teuerreform auf das Ausland Rückſicht genommen und
die Verpflichtung aus dem Londoner Abkommen unbedingt erfüllt
werden müſſe. Früher iſt ja die Rückſicht auf das Ausland als
entwürdigend kritiſiert wöorden, und wenn jetzt das Gegent e il geſchieht dann wird gleichzeitig damit ein Schritt getan,

den man als verhängnisvoll bezeichnen muß.
Jn demſelben Augenblick, in dem die Regierungsparteien vom

Auslande fordern, daß es auf die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit
der deutſchen Wirtſchaft Rückſicht nehme, ſoll durch die Steuer
reform der Entente freiwillig mehr an Zahlungen dar
geboten werden, als uns durch das Londoner Abkommen zwangs-
weiſe auferlegt ſind. (Lebhaftes Hört, hört! bei den Soz.)
Durch Belaſtung des deutſchen Verbrauchs ſollen wir frei
willig 500 Millionen Mark im Jahre 1926/27 an Mehr-
leiſtungen für Reparationen auf uns nehmen. (Hört, hört
Dafür beſteht keine Notwendigkeit. Das Sachverſtändigengut
achten knüpft als Vorausſetzung für die Erhöhung der Ver-
brauchsbelaſtung erſtens an einen ſteigen den Wohlſtand
an, und es verlangt zweitens die Herabſetzung der Um
ſatz ſteuer im weſentlichen Maße. Beide Vorausſetzungen ſind
nicht erfüllt, trotzdem ſollen Bier und Tabakſteuer er-
höht werden. Noch vor einem Jahre hat ein deutſchnationaler
Führer geſagt, ſolange keine Reparationen, ſolange keine
Steuern. Jetzt werden die Steuerlaſten freiwillig erhöht, damit
höhere Reparationslaſten getragen werden können. Wenn ge
ſagt wird, wir müßten dieſe Mehrbelaſtung aus dem ſogenann
ten kleinen Beſſerungsſchein auf uns nehmen, um in ſpäteren
Jahren eine dauernde Mehrbelaſtung infolge des Wohlſtands
index von uns abzuwehren, ſo iſt der Beweis dafür, daß im
Jahre 1932 die Vorausſetzungen für die Anwendung des großenohlſtandsinderx vorliegen werden, in keiner Weiſe gelungen.
Wäre es nicht viel zweckmäßiger, das zur Balancierung unſeres
Etats notwendige Mehrerträgnis an Steuern den Beſitzen
den aufzuerlegen, und nicht die Mehrlaſt an die Entente
heraufzubeſchwören. (Sehr wahrl bei den Soz.)
Die Behauptung, daß die Beſitzbelaſtung in Deutſchland höher

iſt als in jedem anderen Lande, iſt falſch. Jn den wichtigſten
Ländern des Auslandes iſt die Einkommenſteuer das Rückgrat des
ganzen Steuerſhſtems. Dagegen ergibt ſich für Deutſchland die
unerhörte Tatſache, daß die Veranlagungspflichtigen durch die Ein
kommenſteuer weniger zahlen, als die Lohnſteuerpflirhtigen durchden Lohnabzug. a hört! bei den Soz.) Die Lohnſteuer
erbringt bei 18 illionen Lohnſteuerpflichtigen 1500 Millionen
Mark, pro Kopf alſo 83 Mk., die Einkommenſteuer der Ver-
anlagungspflichtigen wird bei 7 Millionen Steuerpflichtigen von
der Reichsverwaltung auf 500 Millionen geſchätzt, das ergibt eine
durchſchnittliche Steuerbelaſtung von 71 Mk. (Hört, hört! bei den
Soz.) Es mag großen Kreiſen in der deutſchen Wirtſchaft ſchlecht
gehen. Daß es aber den Selbſtändigen in Handel, Jnduſtrie und
Landwirtſchaft ſo ſchlecht geht, daß ihr Einkommen ſich unter dem
Niveau der Lohnſteuerpflichtigen befindet, dafür werden
Sie kein Verſtändnis finden. Man braucht nur an die Tatſache
zu denken, daß es 1907 in der Landwirtſchaft 2,5 Millionen und
ſonſt 8,3 Millionen Selbſtändige gab. Die Zahl der Selbſtändigen
in der Landwirtſchaft hat ſich durch die Gebietsabtretungen etwas
gemindert, bei den übrigen Berufszweigen iſt ſie geſtiegen. Der
Wert der von der Landwirtſchaft verkauften Erzeugniſſe betrug
im Jahre 1924 insgeſamt 13,3 Milliarden, der Wert der Selbſt
verſorgung von insgeſamt 10 Millionen Menſchen kommt noch
hinzu. Daß dieſe großen Erträge nicht mehr als 500 Mi la
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Reichsbahnhauptverwaltung,
eri ums des R

Reichs ſetz hergeleitete ſchrankenloſ
bahn ſchaft gſtens inſoweiten Ausübung eigen

Um die Rechte der Eiſenbahner.
Die HerrenAllüren der Reichsbahnverwaltung haben die Autonomie

der Reichsbahn im Laufe eines Jahres zu einer brutalen Autokratie
verwandelt, die ſchwer auf dem Eiſenbahnperſonal laſtet und ſich den
Teufel um die Grundſätze des allgemeinen Reichsrechtes kümmert.
Es iſt deshalb höchſte Zeit, daß die Grenzen der Reichsbahn-
Autokratie klargeſtellt werden. Mit dieſer Klarſtellung iſt nunmehr
der 24. Ausſchuß des Reichstags beauftragt worden. Hoffentlich
arbeitet er raſch und gründlich und ſchiebt dem Mißbrauch des Eiſen
bahngeſetzes durch die Scharfmacher im Verwaltungsrat der Reichs
bahn einen kräftigen Riegel vor.

Proteſt gegen die Entſtaatlichung eines Bergwerks.

Recklinghauſen, 27. Juli. (Radiomeldung.)
Der Geſamtbetriebsrat für den ſtaatlichen Bergwerksdirektions

bezirk Recklinghauſen hat in einer Sitzung in Anbetracht der nachAeußerungen leitender Perſonen am 1. Oktober 1925 zu erwarten-
den Umſtellung der hieſigen Staatsbergwerke in die „Preußiſche
Bergwerks und HüttenA.-G.“ folgende Entſchließung gefaßt:
„Jn Anbetracht der rückläufi Entwicklung unſerer geſamtenWirtſchaftslage hält der Geſamtbetriebsrat im gegenwärtigen

Stadium die J der ſtaatlichen Bergwerksbetriebe ineine preußiſche Aktiengeſellſchaft für unmöglich. Nach ſeiner
Ueberzeugung wird ſich in Anbetracht der Kohlenkriſe die finan
ielle e der hieſigen Staatszechen auf abſehbare Zeit nicht
eſſern. e preußiſche Aktiengeſellſchaft wird nicht in der Lage

ſein, die unter Umſtänden ſich ergebenden Zuſchüſſe auf längere
Zeit zu tragen und daneben noch die folgemäßig laufenden Un-
koſten an Wartegeldern, Penſionen uſw. zu decken, ohne den Be-

heutige Kriſe überwunden iſt. Nach Auf-
das vom Landtag ver-

1 zu. Sollten die maß-Stellen eine Ueberfü in eine Aktiengeſell-
chaft zur Ausführung bringen, c lehnt der Geſamtbetriebsrat die

Berantwortung der Oeffentlichkeit gegenüber ab.“

Borſicht, Bergarbeiter!
Der Verband der Bergarbeiter Deutſchlands erſucht uns um

Mitteilung: blicklich werden von den
gebern ſächſiſchen Steinkohlenbergbaues

im ganzen Ruhrgebiet Häuer geſucht zu einem angeblichen Häuer-
von 6,30 pro Schicht. Wir machen darauf aufmerkſam,
der tarifmäßige Lohn für Hauer auf nur 4,17 Mark je Schicht

eht und die Arbeitgeber jede tarifmäßige Erhöhung der Löhne
ab Außerdem ſind noch eine Anzahl arbeitsloſe gemaß-
regelte Kam vom vorherigen Kampf in dieſem Steinkohlen
bezirk vorhanden, deren Einſtellung von den Grubenverwaltungen
abgelehnt wird. Gegenwärtig ſtehen die Kameraden in Sachſen
in einer worin der Arbeitgeberverband jede Er-
höhung der Löhne ablehnt. Zuzug nach dem Steinkohlenbergbau
im Freiſtaat Sachſen iſt daher, ſolange die Differenzen beſtehen,
fernzuhalten.

99 Prozent Bergarbeiter im Strelf.
Vochum, 27. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Der Vorſtand des Bergarbeiterverbandes hat aus Saarbrücken
Mitteilungen erhalten, nach denen ſich 99 Prozent der geſamten
Bergarbeiterſchaft des Saargebietes im Streik befinden. Die Berg
werksdirektion hat ſich inzwiſchen zu Verhandlungen zwecks Beilegung
des Streiks bereit erklärt. Die erſten Verhandlungen fanden am
Montagnachmittag in Paris ſtatt.

Paris, 28. Juli. (Radiomeldung.)
„Journse induſtrielle“ veröffentlicht heute die Mitteilung, eine

Delegation der Bergarbeiter ans dem Saargebiet hatte geſtern eine
Unterredung mit dem franzöſiſchen Arbeitsminiſter Laval. Die Ver-
handlungen werden fortgeſetzt.

Baldwin bleibt ſtumm.
London, 28. Juli. (Radiomeldung.)

Der engliſche Premierminiſter Bald win empfing geſtern in
Gegenwart des Marineminiſters und des Arbeitsminiſters eine Ab-
ordnung des Allgemeinen Gewerkſchaftskongreſſes, die den Miniſter
präſidenten erſuchte, die Grubenbeſitzer zu bewegen, ihre Vorſchläge
zurückzuziehen und die Arbeit auf Grund des gegenwärtigen Lohn-
übereinkommens ſo lange fortſetzen zu laſſen. bis die Verhandlungen
zu einem Ergebnis geführt haben würden. Baldwin konnte zu dieſer

S keine Erklärung verſprach aber mit größtem
achdruck und größter Eile die Vermittelungsverſuche der Regierung

fortzuſetzen. Die allgemeine Lage bleibt nach wie vor ſehr ernſt.

Vorn hinausgeworfen hinten wieder herein.
Der Parteitag der KPD. hat den Bankerott dieſer Partei ſelbſt

beftätigt. Jetzt ſoll aus der HKonkursmaſſe gerettet werden, was noch
zu retten iſt. Als letzter Strohhalm erſcheinen den KPDiſten noch
die Gewerkſchaften. 75 Prozent aller Parteiarbeit ſoll der rer

t

der Gewerkſchaften gewidmet ſein. Dazu braucht man Anhang, un
nur deshalb parolt die KPD.: Hinein in die Gewerkſchaften;
etwa weil die Gewerkſchaften als notwendig für die Arbeiterſchaft
betrachtet werden. Hat man die Ausgeriſſenen erſt wieder drin in
den Gewerkſchaften. dann kann die Hetze der Reformiſten von neuem
losgehen. Einen Vorgeſchmack erhält man, wenn man im „Klaſſen-kampf“ vom 24. d. Mts. einen Artikel Wilhelms des Seht des
Barmatanpumpers Koenen, lieſt. Dieſer Hanswurſt verſteigt ſich
f folgendem Satze: „Die reformiſtiſchen Gewerkſchafts
ührer ſind nicht nur Antikommuniſten und Gegner der inter-

nationalen Gewerkſchaftseinheit, ſondern ſie ſind auch
gegen jeden Streik in Deutschland. Als Mitarbeiter am kapi
taliſtiſchen Wiederaufbau verſuchen ſie deſſen Störung durch Streiks
mit allen Mitteln zu verhindern.“ Es iſt überflüſſig, ein Wort zu
dieſem Blödſinn zu ſagen; jeder Menſch weiß, daß dies eine bewußte
Lüge iſt. Aber ſo wird ſyſtematiſch gehetzt und das Vertrauen zu
den Gewerkſchaften untergraben. Nach vorübergehendem Erfolg hat
dieſe Methode verſagt, und nun möchte man von neuem anfangen,
um dem lahmen Parteiſchimmel wieder auf die Beine zu helfen.
Zur Vordertür hat man die Moskauer Rubelreiſenden hinausgeworfen,

4. zur Hintertür wollen ſie jetzt wieder herein.

ort umd SpielS

Erſte Jnternationale Arbeiter-Olymptabe.
Der Feſtſonmag.

Frankfurt (Main), 28. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Den Höhen der Olympiade brachte der Sonntag. Von nah
und fern führten die Frühzüge der MainMetropole Teilnehmer
und Feſtgäſte zu und eine ſchier unendliche Menſchenmenge durch
wogte die Straßen.

er Vorbeimarſch des Feſtzuges währte etwa anderthalb Stun
den. Jn dem impoſanten Zug ſchritten etwa 850 Fahnenträger
und annähernd ein halbes hundert Trommlerz und ſikkorps.
Den Radfahrern folgten die Turner und Turnerinnen.
Dann kam die ſchier endloſe Reihe der Waſſerſportler und
im Anſchluß r die Naturfreunde. Schließlichmarſchierten die Mitglieder des Deutſchen ArbeiterSchach
bundes und zuletzt der n t vorbei.Der Verlauf des r Feſtzuges bewies, ſeine Organi-
ſatoren eine ſehr beachtenswerte Leiſtung vollbracht hatten.

Nach der enſpeiſung im Stadion erfolgte ein Maſſenreigen
der Radfahrer und in der Kampfbahn die Vorführung einer leben-
den Schachpartie, vom Deutſchen ArbeiterSchachbund veranſtaltet.
Die t r e von Zuſchauern es werden gut 300000
Menſchen auf den Stadionplätzen an dieſem Sonntag geweſen
ſein folgten mit großem Jntereſſe der für viele noch neuartigen
Darſtellung. Das achbrett in grünen und weißen Feldern
gab eine Partei wieder, die die Erſtürmung der Baſtille 1789 dar-
tellte. Die weißen Figuren waren als Bürgertum im Rokokoſtil,
e roten als Jakobiner eingekleidet. Die rote Partei kam bald

in Bedrängnis, der Siegeswille der Revolutionäre war aber größer
und immer mehr ſchoben ſie ſich vor. Kurz vor dem Schluß fiel
ihr Bannerträger, aber das Banner ſteht bereits. Die Baſtille
Si und die weiße Majeſtät ſtürzt unter der Wocht der Revo-
ution.
Monſtröſen Charakter trug dann der Aufmarſch der Turner zu

den allgemeinen internationalen Freiübungen auf dem großen
Uebungsfeld für Maſſenübungen. Der Eindruck dieſer Demon-
ſtration war geradezu überwältigend. Mit verblüffender Sicher-
heit und Promptheit wurden die Freiübungen von der wohl 8000
Köpfe zählenden, in zwanzig Säulen gruppiert geweſenen Turner
ſchar ausgeführt. Die Turnerinnen ſtellten zehn Säulen, an Zahl
waren die Damen geringer, es mochten etwa 2400 ſein. Auf den
übrigen Sportplätzen wurden dann die Wettkämpfe fortgeſetzt.
Abends ſammelten ſich dann die Zuſchauer, um der Uraufführung
des von dem ſchwäbiſchen Schauſpieler Alfred Auerbach verfaßten,
ſehr ſinnreichen Weiheſpiels „Kampf um die Erde“ beizuwohnen,
bei dem Sprech- und Spielchöre mitwirkten.

Folgende Ergebniſſe ſind verzeichnen: Raffball: Oſtdeutſcher
Verband Berlin Süddeutſcher Verband Neckarau 4:1 zugunſten
Oſtdeutſcher Verband Berlin. Kugelwerfen (5 Kilo): 1. Lind
Lerg (Finnland) 19,26 Meter, 2. Laiho (Finnland) 17,75 Meter,
3. Barthel (Deutſchland) 17,39 Meter. Dreiſprung mit Anlauf:
1. Virtauen (Finnland) 14,28 Meter, 2. Zakkinen (Finnland)
14,4 Meter, 3. Hauerſtein nräh 13,66 Meter. 10000-
Meter-Straßengehen: 1. Burchardt erlin) 48 Min. 88 Sek.,
2. Wolf (Bondorf) 48 Min. 52,4 Sek., 8. Behner (Rüderoth)
49 Min. 16,1 Sek. Hammerwerfen: 1. Laiho (Finnland) 43,20
Meter, 2. Silius (Finnland) 38,84 Meter, 3. Hefele (Augsburg)
32,62 Meter, 4. Küffner (Nürnberg) 29,17 Meter. Fünfkampf:
1. Kotivalo (Finnland) 578 Punkte, 2. Virtauen (Finnland) 557
Punkte, 3. Kriſtofforſſon ran 545 Punkte. Endergebniſſe
100-Meter-Lauf (Sportler) 1. Etholéen (Finnland) 11,8 Sek.,
2. Mattila (Finnland) 11,4 Sek., 3. Mankki e a Set.
4. Pehconen (Finnland) 11,5 Sek. 100-Meter-Lauf Sport
lerinnen) 1. Dittmar (Hannover) 12,9 Sek., 2. Hochholzer (Nürn
berg) 18 Sek., 3. Higgler (Magdeburg) 13,8 Sek. 10 000-Meter-Lauf (Sportler): Wotela (Finnland) 32 Min. 21, Sek. Bun
desrekord geſchlagen, der ſeither 34,7 Min., und Weltrekord, der
32 Min. 14,2 Sek. war. 2. Kaila (Finnland) 38 Min. 2 Sek.,
3. Salmi (Finnland) 33 Min. 34,2 Sek., 4. Duppel (Rüdesheim)
33 Min. 44,5 Sek. Olympia-Stafette: 1. Finnland 3 Min. 43,2
Sek., 2. Deutſchland 3 Min. 49,7 Sek., 3. Oeſterreich 3 Min. 55,5
Sek. Speerwerfen: 1. Korgi (Finnland) 54,71 Meter, 2. Jl-
monen (Finnland) 54,64 Meter, 3. Virtauen (Finnland) 58,50
Meter. Gewichtswerfen 12 Kilo (Sportler) 1. Laiho (Finn-
land) 15,59 Meter, 2. Silius (Finnland) 15,11 Meter. Radball-
ſpiel (Freundſchaftsſpiel) Heidelberg Gevelsberg 7:2 zugunſten
Heidelbergs. Jahn Barmen (nordweſtdeutſcher Meiſter grün-weiß)
gegen Noßdorf (oſtdeutſcher Meiſter) 4:3 r Jahn Barmen.

Trommelball: Oſtdeutſcher Verband Mitteldeutſcher Verband
109:98; Südmeiſter Nord meiſter 147:113. Fußball: Mittel
deutſchland Süddeutſchland 10:3 (4:2). Ecken 7:1 zugunſten
Mitteldeutſchlands. Propagandaſpiel Schweig Belgien 1:2 (0:2),Ecken 1:2 i Schweiz. Fußballpropagandaſpiel: Pfalzmannſchaft

(6. Bezirk) Barmen 1896 2:0 (1:0), Ecken 3:0. Leipzig Weſt
Barmen 2:8. Seckenheim Oſtheim 5:3. Frauen--Bruſt

ſchwimmen 200 Meter 1. Beer (Deutſchland) 8 Min. 42,1 Sek.,
g. nrikſon (Finnland) 3 Min. 45,2 Sek., 3. Buchbinder (Oeſter
reich) 30 Min. 56,8 Sek., 4. Alanen (Finnland) 3 Min. 58 Sek.,
5. Kannenberg (Deutſchland) 4 Min. 4,4 Sek., 6. Keßler (Schweiz)
4 Min. 18,1 Sek., 7. Kari (Finnland) 4 Min. 18,3 Sek. Frauen-
Kunſtſpringen: 1. Beier (Deutſchland) 56 Punkte, 2. Ende
(Deutſchland) 47 Punkte, 3. Trommer (Deutſchland) 45* Punkte,
4. Flawitter (Deutſchland) 44 Punkte. Männer-Bruſtſtafette
45100 Meter: 1. Deutſchland 6 Min. 45 Sek., 2. Finnland 6 Min.
45 Sek., 3. Belgien 7 Min. 20,8 Sek. Männer-Lagenſtafette
45(100 Meter: 1. Deutſchland 5 Min. 25,2 Sek., 2. Oeſterreich
5 Min. 47,8 Sek., Belgien 7 Min. 8,2 Sek., 4. Frankreich 7 Min.
11,2 Sek. Ergebnis der Radfahrer im Saalſport: Vierer-Schulreigen: Frankfurt a. M., Oberrad 9,51 Punkte; Sechſer-
Schulreigen: r 10,92 Punkte; Sechſer-Schulreigen:
rankfurt a. M.-Bornheim: 10,86 Punkte; Achter-Schulreigen:
ürnberg 8,21 Punkte; Achter-Schulreigen: Erlangen 8,34 Punkte B

AchterSchulreigen: Weinböhle 10,93 Punkte; Einer-Kunſtfahren:
P. Leonhardt (Dresden) 18,25 Punkte; Einer-Kunſtfahren: O.
Swoboda (Oeſterreich) 17,58 W Zweier-Kunſtfahren: Ge
brüder R. und B. Leonhard (Dresden) 20,45 Punkte; Zweier-
Kunſtfahren: Holborn und Swoboda (Oeſterreich) 17,85 Punkte
GruppenKunſtfahren: milie Schieritz (Freital, Deutſchland)
21,35 Punkte; Zweier-Radball: Deutſchland 4 Tore, Oeſterreich
2 Tore; Dreier-Radball: Deutſchland 2 Tore, Oeſterreich 0 Tore.

Geſellſchaftsſpiel: Zweier-Radpoloſpiel: München 8 Tore, Ober
r 3 Tore, unentſchieden. Fauſtball (Männer): m

rgWilhelmsburg (nordweſtdeutſcher Meiſter) Raſchan (mit
teldeutſcher Meiſter) 64:67. Trommelball (Frauen): Hildes

im Zoſſen 119:1138. Schlagball (Männer): Hamburg
deburg 75:37. Raffball (Frauen) Dresden Berlin 3:0.
Raffbäll (Männer): Zeitz Barmen 11:2. Handball

(Frauen): Plauen Neukölln 1:0. Handball (Männer): Leip
zig Kiel 5:1. Endſpiele im Raffball: Zeitz gewinnt überlegenmit 11:2 S Barmen. Handball (Frauen): Mitteldentſcher
Meiſter Eintracht Plauen) gegen Süddeutſchland (Nürnberpg-
Goſ 5:0 (1:0). Handball (Männer) Nordweſtdeutſchland
egen Oſtdeutſchland 2:1. Fußballmeiſterſchaft: Vor 30 000 ZuWenern wurde am Sonnabend das Fußballzwiſchenrundeſpiel

Deutſchland gegen Tſchechoſlowakei mit 6:1 (1:1), Ecken 10:2,
ausgefochten.
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Die Montag-Beranſtaltungen.
Am Montag, dem vierten Tag der Olympiade, ſchwächte ſich dasm

der Volksmaſſen keineswegs ab. Reine Menſchenſtröme Si
teten wiederum nach dem Stadion. Das Wetter war gut

und nichts ſtörte die ſportlichen Darbietungen, unter denen
Gruppen- und Nacktfreiübungen der einzelnen Ver-
bände eine vieltauſendköpfige Zuſchauermenge anlockten. Auf
dem Gerätekampfplatz erfolgte das Muſterriegenturnen

S

Kämpfe mit vorzü
Männer und Frauen und erfeſſelten leichtathletiſche

ichen Darbietungen. Jn der Radſport
kampfbahn wurden Wettbewerbe für Kunſtreigen und Steuerrohr-
r veranſtaltet. Die Spielleute des Deutſchen Arbeiter-Turn-
und Sportbundes erweckten das Intereſſe der Bevölkerung Frank
furts durch eine Vormittags- Propaganda auf dem Opernplatz.
Die Vertreter des Hauptvorſtandes und der Sportverbände wurden
mittags vom Magiſtrat im „Römer“ empfangen. Bürger-
meiſter Genoſſe Graef und die Stadträte Dr. Schloſſer und
Dr. Schmude ſowie der Stadtverordnete Heißwolff be-
grüßten die Sportler. Jn dem ſich anſchließenden Frühſtück er

iff Bridoux (Belgien) das Wort und wies darauf hin, daß
Frankfurt ſchon ſeit altersher berühmt ſei und nunmehr berufen,
die erſte Arbeiter-Olympiade in ſeinen Mauern zu ſehen. 1 700 000
Mitglieder in 17 Nationen zähle ſchon jetzt die Jnternationale
ArbeiterSportvereinigung. Bridoux ſchloß mit dem Wunſche,
jeder möge von Frankfurt weggehen mit dem Gefühl: Es war
ſchön, es war erhebend und gewaltig, was Frankfurt geboten hat.

In den Theatern, im Sagalbau und im Zoologiſchen Garten ver
einigten am Montagabend Feſtvorſtellungen die Olympia-Beſucher.
Ein großartiges Feuerwerk entfaltete ſich auf dem Fluß und an
ſeinen Ufern und die Schwimmer von Frankfurt und Umgebung
veranſtalteten dabei ein Lampionſchwimmen, die Ruderer und
Kanufaghrer eine Lampionauffahrt.

Ausſcheidungsſpiele um den Olympia-Meiſter.
Handball: Deutſchland gegen Belgien 13:2 (2:1). Rad-

fahren: 1-Kilometer-Endkampf, Sieger Durand Frankreich
mit 1 Min. 55.7 Sek. vor Jmmann (England) und Makola (Finn
lard). 2Kilometer-Endkampf: Durand (Frankreich) mit 8 Min.
14,7 Sek. mit halber Radlänge vor Jmmann (England). 10-Kilo-
meterfahren: Aus allen drei Vorläufen waren die Engländer
Bramagan, Deveney und Jmmann hervorgegangen. Gegen ſie
traten die zweitbeſten zur Entſcheidung an Frot (Frankreich),
Vaittienen (Finnland) und Stolp (Oeſterreich). Jn der 7. Runde
ging Stolp vor, in der letzten Runde ſtieß Frot vor und ſiegte im
ſpannenden Endſpurt in der Zeit von 16 Min. 22,5 Sek. handbreit
vor Stolp und den kurz dahinter liegenden Englän dern.

Die internationalen Kämpfe wurden umrahmt von den freien
Wettbewerben der Deutſchen und einem Zehn-Rundenfahren
der Frangoſen, wobei der einarmige Gruot als beſter franzöſiſcher
Fohrer den Sieg errang. Jm freien Wettbewerb für 5-Kilometer
Bahnfahren gewann Goebel (Brüſſelsheim) mit Radlänge vor
Forſtmeier (Nürnberg) und Mauckner (Frankfurt) mit 9:44:3 Mi-

l

nuten. Jm freien Wettbewerb für 10-Kilometer-Bahnfahren
ſiegte Rauh (Diüſſeldorf) mit 29:22:5 Minuten über Henrich

heim). Radrennen: 590 Kilometer internationales
Mannſchaftsfahren: 1. Oeſterreich 1:25:27 Stunden, 2. Frankreich
1:26:44 Stunden, 3. Deutſchland 1:28:15 Stunden, 4. England
1:24 Stunden; 20 Kilometer internationaler Straßenwettbewerb:
1. Sequet (Belgien) 32:01:4 Minuten, 2. Fiſch (Deutſchland)
32:01:6 Minuten, 3. Hangkam (Oeſterreich) 32:05:2 Minuten.
10 Kilometer internationaler Strafzenwettbewerb: 1. Stolp
(Oeſterreich) 15: 12:5 Minuten, 2. Makala (Finnland), 83. Beam
forth (England), 4. Appel (Deutſchland). Schwimmen:100 Meter Freiſtielſchwimmen für Frauen (Entſcheidung) Am
Sart Buchbinder (Oeſterreich), Hoefelingk (Deutſchland), Kati
(Finnland), Weller (Deutſchland), Nentrup (Deutſchland), Luni-
vriko (Finnland). Buchbinder geht als erſte mit ca. 6 Meter Vor
prung als Siegerin hervor. Buchbinder, welche die beſte Zeit

mit 132 erreichte, wurde diſtanziert, ebenſo Lunivuko mit 155.
400 Meter Freiſt: lſchwimmen für Männer (Ent-ſchei Götke (Oeſterreich) 5 Min. 59,2 Sek., Kalugza 6 Min.
10,4 Sek., Hofe 6 Min. 21 Sek., Dahle 6 Min. 25,4 Sek., Dietſchke
6 Min. 30,4 Sek. Freiſtielſtafette für Frauen400 Meter (Entſcheidung): Am Start Finnland und Deutſch
land. Die deutſche Mannſchaft geht mit 20 Metern Vorſprung
durchs Ziel. Männer-Turnſpringen (Entſcheidung)
Lehmann (Deutſchland) 42 Punkte, Pavialaimel (Finnland)
88 Punkte, Nachtigall (Deutſchland) und Värn (Finnland)
34 Punkte, Paces (Oeſterreich) 31 Punkte. Waſſerball-
ſpiele um den dritten Platz: Frankreich verliert gegen Belgien
mit 2:5. Leichtathletik und olympiſche Staffel-
Finnland 3:42:2 Minuten Deutſche Bundeshöchſtleiſtung 3:48:2
Minuten), Deutſchland 3:49:7 Minuten. 100-Meterlauf:
Etholem (Finnland) 11,3 Sek., Mattila (Finnland) 11,4 Sek.,
Manuki (Finnland) 11,4 Sek., Pulikenent 11,5 Sek. 5000-
Meterlauf: Jokilla (Finnland) 15:31:0 Deutſche Bundes
höchſtleiſtung 15:43:5), lmi 15:48:5, Vuorinen Finnland
16:06:7. 4060-MeterStafette: Finnland 44:0, Lettlar
45:8, Deutſchland 45:8, Oeſterreich 46:6 Sek. Leichtathletik
800-MetewLauf (Sportler) Entſcheidung: 1. E. Borg (Finnland)
1 Min. 59 Sek., 2. Jerviner (Finnland) 2 Min. 3,5 Sek., 8. Halen
e 2 Min. 4,1 Sek. Hochſprung mit Anlauf(Sportler) Entſcheidung: 1. Korpi (Finnland) 1,79 Meter, 1. Nimi
(Finnland) 1,79 Meter, 2. Heineſſen (Finnland) 1,71 Meter, Verr
tauen (Finnland) 1,71 Meter, 2. Lippert (Berlin) 1,71 Meter,
3. Heinowit (Burg b. Magdeburg) 1,67 Meter. 3. Wilde (Oſchers
leben) 1,67 Meter. Hochſprung mit Anlauf (Sportle-
rinnen) Entſcheidung): 1. Haſe (Magdeburg) 1,89 Meter. 1. Bleue
(Berlin) 1,89 Meter, 2. Kauſchke (Berlin) 1,29 Meter, 2. Jarnes

rg) 1,29 Meter, Koch (Magdeburg) 1,29 Meter. Die
kuswerfen (Sportlerinnen) Entſcheidung: 1. Vodikova

ei) 20,89 Meter, 2. Driven (Lettland) 20,17 Meter,
3. t (Ludwigshafen) 20,16 Meter. Weitſprung mit An
lauf (Sportlerinnen) Entſcheidung: 1. Rauh (Berlin) 4,96 Meter,
2. Virtauen (Finnland) 4,98 Meter, 83. Soderſon (Lettland) 466
Meter. Weitſprung mit Anlauf Sportler) Entſchei
dung: 1. Heineſſen (Finnland) 6,88 Meter, 2. Virtauen (Finnland)
6,80 Meter, 8. (Lettland) 6,57 Meter. Schwerathletik

ä Ri 1. Geri Frieſenheim)Der e e 2.e tig ederl n3 Sek. Siponen (Finnland) Siege 4 unentkſchieden,
11 Min. 36 Sek.

ErSchließlich ſeien 33 er er e Fauſtbal:
Süd gegen 62:62.land 67 64. Proteſtſpiel Süd gegen Oſtdeutſe gewinntSandhofen mit 24:22. Entſcheidun in ſchlägt Sandhofen
auch den nordw ſchen Meiſter Wilhelmsburg mit 65:66.
Sandhofen iſt damit Bundesmeiſter im Bei den
gewinn Rothen rt Hamburg en den Oſtdeutſchenmit 94:66, Braunſchwetg über eRbdbeutſchland mit 92:62.

Entſcheidungsſpiel Rothenburgort gegen wird
Braunſchweig Bundesmeiſter mit 65:96. Trommelball: Oſtdent

eiſter gegen Mitteldeutſchland mit 109:98. Hilesheim gegen deutſchlans mit 147:1148. Bundesmeiſter wird

Hildesheim mit 118:119. Beim Handball wird Kiel Sieger über
den Oſtdentſchen Meiſter mit zwei 13-4Meter-Bällen, Leipgig
Gohlis ſiegt über Mitteldeutſchland mit 8:2. Endſpiel: Leip

el bleibt Leipzig Sieger mit 5:1. Frauenhandball
leibt Plauen Sieger. Raffball: Mitteldeutſcher n

en e eiſter Mühlheim 10:2. Barmen Nor SVſldeu chland 4:3. Bundesmeiſter Zeitz Barmen 11:2. Bei

den Turnerinnen ſiegte Berlin Oſtdeutſchland mit 4:1, im
Endſpiel gewann jedoch Kaditz (Dresden) gegen Berlin mit 8:0
die desmeiſterſchaft.

Schlagball: Nordweſtdeutſchland gegen Oſtdeutſchland 82:14;
Süddeutſcheger: g. ermersleben enland 62:19. Bundesmeiſter bleibt H eutonig gegen

Magdeburg-Hermersleben mit 75:87. Propag le
Weiswaſſer-- Danzig 43:95. Raffball: sberg7:2, Offenbach --Gera 4:5. Handball: Koſtheim-- Leipzig 1:8,
Speher Bielefeld 0:4,
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jugend-Tages.
Sonnabend, 8. Auguſt 1925

Begrüßungsfeier.
Saal des GewerkBeginn 10 Uhr vormittags im W en

inderhof. Zutritt ha nur einzelne Dele-ſaftehauſes Seſ Zutritwerer Ortsgruppe. Die Eintrittskarten werden von der
ksleitung verteilt. Jede Delegation muß die Gruppenfahnen

mitbringen.
J

Abendveranſtaltungen.
Geſamtthema: „Die ſozialiftiſche Jugendbewegung.“

1. Abteilung: „Leitgedanken unſerer Arbeit.“
Vorträge:

1. „Sogialismus und Politik“, in der Aula der Schule, Ufer-
F. Arferent: Parteivorfitzender Herm. Müller-Franken,

2. r und Kultur“, in der Aula der Schule, Lerchen-
feld. Referent: Prof. Dr. Radbruch (Kiel).

8. und Wirtſchaft“, in der Schulaula, Markmann-
ſtraße. rent: Schulrat Joh. Schult (Hamburg).

4. „Der Sozialismus und die Frau“, in der Kloſterſchule Holz-
damm. Referent: Frau Dr. Wegſcheider (Berlin), M. d. L.

5. „Der Sozialismus und die Völkerverſtändigung“, in der
Aula der Schule, Treskowplatz in Altona. Referent: Piet Voogd
(Holland), Vorſitzender der Sozialiſtiſchen Jugend-Jnternationale.

6. „Das Bildungsziel der proletariſchen Jugend“, im Jugend-
heim Sachſenſtraße. Referent: Staatsſekretär Heinrich Schulz
(Berlin). h

7. „Die Pflicht S un J aJugendbewegung in der Nachkriegszeit, in der Schulaula, Weiden-Fieg. Referent: Redakteur E. R. Müller (Magdeburg).
8. Jugendkultur oder ſozialiſtiſche Kultur“, im Hörſaal des

Altonager Muſeums, Altona, Kaiſerplatz. Referent: Dr. Viktor
Engelhardt (Berlin).

9. „Die Soziakiſtiſche Jugendbewegung und die neue Kunſt“,
mit Lichtbildern, im großen Saal der Kunſthalle, Glockengießer-
wall. Referent: Dr. Adolf Behne G(Berlin).

10. „Die Jugendbewegung und die Muſik“, im kleinen Saal der
Fwkhaue, Glockengießerwall. Referent: Profeſſor Fritz Jöde

rlin).

II. Abteilung „Unſer Feſt“.
Jugendfeier der Dresdner Arbeiterjugend im großen Saal des

Gewerkſchaftshauſes, Beſenbinderhof.
Jugendfeier der Berliner Arbeiterjugend im großen Saal des

Hotels „Kaiſerhof“ in Altona. Bahnhofsplatz.
der Hannoverſchen Arbeiterjugend in der Aula der

e Bogenſtraße.
T ndfeier der Rheiniſchen Arbeiterjugend in der Aula der

Schule Kaiſer-Friedrich-Ufer.
cheenee feier der Leipziger Arbeiterjugend im Wandsbeker Stadt-

egter.
Arxbeiterdichter-Abend: Bröger, Barthel und Schönlank leſen aus
ihren Werken im Saal des Gewerbehauſes am Holſtenwall.

Kirchenkonzert, veranſtaltet vom Eimsbütteler Jugendchor, in
der St. Petrikirche, Bergſtraße.

Theatervorſtellung in den Hamburger Kammerſpielen, Beſen-
binderhof. „Heinrich aus Andernach“ von Fritz von Unruh.

Die Säle werden um 7 Uhr geöffnet. Für jede Veranſtaltung
iſt eine Eintrittskarte zum Preiſe von 25 Pf. zu löſen, für die
Theatervorſtellung koſtet die Karte 1,50 Mk.

Die Sozialiſtiſchen Studenten veranſtalten nachmittags 5 Uhr
einen beſonderen Vortrag über das Thema: „Der Sozialismus
und die geiſtigen Arbeiter“ im Hörſaal des Muſeums für Völker-
kunde, Rothenbaumchauſſee 64. Referenten: Profeſſor Dr. Laun
(Hamburg), Dr. Adolf Braun (Berlin), Dr. Otto Fried-

Jländer (Berlin).

Alle Abendveranſtaltungen ſind ſpäteſtens um 9 Uhr beendet.
Ab 9 Uhr ſammeln ſich alle Jugendabteilungen an folgenden drei
Plätzen: 1. Allee in Altona, 2. Chriſtuskirche in Eimsbüttel,
3. Große Allee Hamburg (Nähe Gewerkſchaftshaus) und ſtellen
ſich auf zu den großen Fackelzügen nach dem Heiligengeiſtfeld.

Auf dem Heiligengeiſtfeld iſt um 10 Uhr abends der Vorbei-
marſch der Jugend an den Veteranen der ſozialiſtiſchen Bewegung.
Uebergabe einer Fahne an den Jugendverband. Danach Abrücken
in die Quartiere.
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Die freie Zeit ſteht den Jugendtagteilnehmern zur Verfügung
für Stadtbeſichtigungen, Beſichtigungen der Sehenswürdigkeiten,
AlſterRundfahrten, HafenRundfahrten, Elbfahrten nach Blanke-
neſe und Beſichtigung unſerer Verkaufsausſtellungen im Gewerk-
ſchaftshaus.

Jm Muſikſaal des Gewerkſchaftshauſes finden um 4, 6 und
8 Uhr Lichtbild- und Filmvorführungen über Hamburg ſtatt.

Wer beſonderes Jntereſſe an den hamburgiſchen Jugendwohl-
fahrtseinrichtungen hat, kann ſich ſchon am Freitag, dem 7. Auguſt,
an einer Führung durch dieſe Einrichtungen, geleitet vom Direktor
Hellmann vom Hamburger Jugendamt, beteiligen. Anmeldungen
für dieſe Führung ſind an den Hauptvorſtand zu richten.

Sonntag, den 9. Auguſt 1925:
1. Von 9 bis 11 Uhr vormittags: Spielen und Tanzen auf

folgenden Plätzen in der Stadt: Altonaer Volkspark, Spielwieſe,
Eimsbüttel, Spielplatz Schlankreihe-Hoheweide; Jnnere Stadt,
Spielplatz Heiligengeiſtfeld; Barmbeck, Spielplatz Stadtpark;
Rothenburgsort, Spielplatz Hammerſtraße; Rothenburgsort, Spiel
p Spaldingſtraße; Rothenbu rt, Spielplatz rkmann-
ſtraße. Werben für die Sozialiſtiſche Arbeiterjugend und die
Ki nde.2. h n im großen Saal des Ge-werkſchaftshauſes. eginn 9 Uhr vormittags. Vortrag über
„Sozialismus und ein Referenten: Erich Ollenhauer
und Walter Malſche erlin). Formulierung einer Entſchließung
und Waſter Maſchke (Berlin). lierung einer Entſchließung
tiſche Partei und Allgemeiner Deutſcher Gewerkſchaftsbund) dazu.
An der Veranſtaltung nehmen wiederum nur Delegierte der
Ortsgruppen teil, außerdem die Vertreter der freigewerkſchaft-
lichen Jugend, die Mitglieder unſeres Reichsausſchuſſes und des
Hauptvorſtandes.

3. Kundgebung der Jungſozialiſten. Beginn um
10 Uhr vormittags im Muſik-Saal des Gewerkſchaftshauſes,
T binderhof. Vortrag von Prof. Dr. Radbruch (Kiel)
über „Die ſtaatliche und revolutionäre Aufgabe der Jugend“.
Rezitationen von Willi Kagelmacher, Hamburg. Muſikvorträge
des Stadttheater-Orcheſters. Eintritt 40 Pf.

4. Allgemeines Jugendfeſt im HamburgerStadtpark. Alle Jugendtagteilnehmer ſammeln ſich nach21 Uhr an folgenden Plaben in der Stadt: 1. Große
mittags
Allee (Nähe Gewerkſchaftshaus), 2. Sternſchanze, 3. Allee Altong.
Um 3 Uhr: Abmarſch der Demonſtrationszüge nach dem Stadtvpark.
Jm Stadtpark Aufmarſch vor vier Tribünen, von denen Redner

n

Unsere arbeitende Jug
Kundgebung. Um 7 Uhr Zu

ſammentreffen an den vier Tribünen. Anſprachen der auslän-
diſchen Delegierten und Gäſte.

6. Allgemeine Schlußfeier. Bei Dunkelwerden Ver-
n aller Feſtteilnehmer im großen Stadion am Waſſer-
turm.. Aufführung des neuen Spr rwerks „Jugendtag“ von
Bruno Schönlank. Danach Abrücken in die Quartiere.

Montag, den 10. Auguſt 1925:
1. Dampferfahrt nach Cuxhaven (Elbmündung). Ab-
fahrt morgens 7 Uhr von den Landungsbrücken. Fahrpreis hin
und zurück für Jugendtagteilnehmer 2,50 Mk.

Dampferfahrt nach Helgoland-Nordſee. Ab-
fahrt morgens 7 Uhr von den Landungsbrücken. Fahrpreis hin
und zurück für Jugendtagteilnehmer 10 Mk.

Sozialdemokratie und Jugend.
Zum Hamburger Jugendtag.

Von E. Ollenhauer.
Am 8. und 9. Auguſt verſammelt ſich in Hamburg, der ſtolzen

Handelsſtadt und alten Hochburg der deutſchen Arbeiterbewegung,
die Sozialiſtiſche Arbeiterjugend zu ihrem 4. Reichs Jugendtag.
Einige zehntauſend Jugendliche aus allen Teilen der Republik
und mehrere hundert Gäſte aus den Bruderverbänden des Aus-
lands werden ſich in Hamburg vereinigen zu Kundgebungen, Vor
trägen und Jugendfeiern und alle dieſe Veranſtaltungen werden
ausklingen in ein Bekenntnis zu den Jdeen des Sozialismus.

Die deutſche ſozialiſtiſche Arbeiterſchuft nimmt an dieſer be
deutſamen Tagung mit denſelben Gefühlen und Empfindungen
inneren Anteil, mit denen Eltern die Entwicklung ihres Kindes
beobachten denn die nach ä eilende Jugend kommt aus
dem grauen Schoß proletariſchen Daſeins, iſt Fleiſch und Blut
vom Fleiſch und Blut der Arbeiterſchaft, nicht nur infolge ihrer
ſozialen Stellung, ſondern durch die Geburt. Doch neben dieſen
natürlichen und rein menſchlichen Beziehungen gibt es zwiſchen
der Sozialiſtiſchen Arbeiteriugend und der Sozialdemokratie nicht
minder wichtige politiſche Bindungen, die gerade im Angeſicht
des Jugendtages beſonders deutlich hervortreten. Der Hamburger
Jugendtag iſt eine ernſte n an die Sozialdemokratie, ſich
immer deſſen bewußt zu ſein, daß ihr aus der ſozialen Lage der
arbeitenden Jugend eine große Verpflichtung erwächſt, die
Verpflichtung, nicht eher zu raſten und zu ruhen, bis die Lebens-
bedingungen der jungen Generation der Arbeiterſchaft durch ge
ſetzliche Maßnahmen ſoweit gebeſſert ſind, daß die körperliche und
geiſtige Entwicklung dieſer Jugend in den entſcheidenden Reife-
jahren nicht mehr gehindert wird durch unerträgliche Arbeits-
bedingungen.

Gerade in dieſen Monaten ſteht die Sorge um die Geſundheit
der werktätigen Jugend als brennendes Tagesproblem im Mittel-
punkt der Bemühungen ernſter Jugendführer um die geiſtige und
ſittliche Ertüchtigung der Jugend. Arbeitsloſigkeit, überlange Ar
beitszeit, kärgliche Entlohnung und das faſt völlige Fehlen eines
noch ſo beſcheidenen Erholungsurlaubes in Verbindung mit der
Wohnungsnot und der materiellen Bedrängnis des ganzen arbei-
tenden Volkes gefährden die Geſundheit unſerer Jugend in einer
geradezu beängſtigenden Weiſe. Wie groß die Gefahr iſt, zeigt am
veſten die Tatſache, daß heute die Jugendführer aller Richtungen
und Weltanſchauungen ſich zuſammengefunden haben in der ein-
mütigen Forderung nach Arbeitszeitverkürzung und geſetzlicher
Sicherſtellung eines ausreichenden Erholungsurlaubes.

Der Hamburger Jugendtag bildet einen Höhepunkt in der An-
fang dieſes Jahres von der Führung des ſozialiſtiſchen Jugend
verbandes eingeleiteten Aktion für die geſetzliche Sicherſtellung
des Achtſtundentages, die geſetzliche Einführung eines dreiwöchent-
lichen Urlaubs für die Jugend bis zum 16. Lebensjahr und eines
zweiwöchentlichen für die Jugend im Aler von 16 bis 18 Jahren,
und für die Reform der Berufsausbildung. Jn Hamburg werden
ſich die Vertreter der Sozialiſtiſchen Arbeiterfugend und der
Jugendſektionen des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes,
die zwei Tage vor dem Jugendtag eine Reichskonferenz in Ham-
burg abhalten, zu einer Kundgebung vereinigen, in der dieſe
lebenswichtigen Jugendſchutzforderungen den Vertretern der
Partei- und Gewerkſchaftsöffentlichkeit nochmals unterbreitet
werden. Es iſt kein Zweifel, der Sozialdemokratie erwächſt hier
eine heilige Verpflichtung. Sie war ſtets die Sachwalterin der
Rechte der Schwachen und Leidenden, ſie muß der Jugend helfen,
und ſie muß in dieſem Fall alles tun, um ſchnell zu helſen. Die
in Hamburg verſammelte Jugend muß von dort das Bewußtſein
mitnehmen, daß ſie auf dieſe Hilfe rechnen kann.

Und dieſer Dienſt iſt wert erfüllt zu werden, denn hier geht
es zum das Wohl des deutſchen Volkes von morgen, hier geht cs
aber auch um die Zukunft der Sozialdemokratie. Hamburg wird
erneut beweiſen, was die ſozialiſtiſche Jugend für die Sozialdemo-
kratie, für die ſozialiſtiſche Geſamtbewegung bedeutet. Sie iſt
wahrlich nicht nur eine läſtige Mahnerin, die den Alten ſtändig
mit ihren eigenen Nöten in den Ohren liegt: ſie iſt mindeſtens
in gleichem Maße eine Hoffnung. Wie die bisherigen Jugend
tage in Weimar, Bielefeld und Nürnberg, wird Hamburg wieder-
um erkennen laſſen, daß in dieſer Jugend der ernſte Wille lebt,
zu einer ſicheren geiſtigen Fundierung ihrer ſozialiſtiſchen Welt
anſchauung zu kommen, und daß in der deutſchen arbeitenden
Jugend trotz der natürlichen Freude am jugendlich-frohen Leben
ein geſundes Emrfinden für die politiſchen Notwendigkeiten unſerer
Zeit rege iſt. Dieſe Jugend hat klar die Bedeutung des Kampfes
der Arbeiterſchaft um die Ausgeſtaltung der demokratiſchen Re
publik und die Notwendigkett ihrer tätigen Mithilfe an der Löſung
dieſer Aufgabe erkannt, und die Art ihres erwähnten ſozialpoli-
tiſchen Hampfes zeigt weiter, daß ſie weit entfernt iſt von dem
Fehler, in den begeiſterte oder ſozial bedrückte Jugend allzu
leicht verfällt, ihre Begeiſterung oder ihren Oppoſitionsdrang
umzumünzen in unfruchtbaren Wortradikalismus.

Bösartige Menſchen könnten dieſe Vernunft „unjugendlich“
nennen und als ein Zeichen beginnender Arterienverkalkung der
Bewegung deuten, wenn dieſe Haltung der Arbeiterjugend ihre
tiefſten Wurzeln nicht in der hoffnungsvollen eigenen külturellen
Lebensart dieſer Jugend hätte. Es kann heute ohne Vermeſſenheit
und Ueberheblichkeit behauptet werden, daß in der ſozialiſtiſchen
Jugendbewegung lebensfähige Anſätze eines ſozialiſtiſchen Kultur-
lebens ſichtbar werden, die für die zukünftige Entwicklung der
ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung von erheblicher Bedeutung werden
dürften. Jnmitten der Wirrniſſe der Nachkriegszeit hat ſich in der
ſozialiſtiſchen Jugendbewegung eine geiſtige und ſittliche Haltung
entwickelt, die zum erſtenmal in der proletariſchen Bewegung das
Wort vom Adel des arbeitenden Menſchen ins lebendige Bewußt-
ſein der Maſſe der Mitgliedſchaft treten läßt.

Noch läßt ſich das Ende dieſer Entwicklung nicht abſehen ein
halbes Jahrzehnt reicht nicht aus, um Endgültiges zu formen
aber das eine darf ſchon jetzt geſagt werden, daß uns bei dieſem
Stand der ſozialiſtiſchen Jugendbewegung um das Schickſal des
Sozialismus in der Zukunft nicht bange zu ſein braucht. Alle
Sozialdemokraten die ſich über den Alltagsſorgen unſerer Zeit
noch das Jntereſſe für die Löſung der großen Zukunftsprobleme

von der Jugendſchutzkundgebung am Vormittag berichten. Nach
der Arbeiterbewegung wach erhalten haben, dürfen den Hamburger

Jugendtag begrüßen als einen hoffnungsvollen Ausblick.
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dem iProgramm des 4. Deutſchen Arbeiter g war
de

Die große Mobilmachung für Hamburg
näher der gwoße Jugendtag heranrückt, deſto mehr wird erten e für den 8. und 9. Auguſt eine gewaltige Kund-

ebung der ſozialiſtiſchen Jugend Deutſchlands zu erwarten iſt.
war wird die Teilnehmerzahl an der Hamburger Tagung wahr

ſcheinlich diejenige der Nürnberger Tagung im Auguſt 1923 nicht
nz erreichen. Aber eine Anzahl Bezirke haben trotzdem bereits

eute höhere Teilnehmerzahlen Fewrtegt als ſeinerzeit für die
Nürnberger Tagung. Aus 11 Bezirken des Verbandes werden
Sonderzüge Hamburg abgehen. Die däniſchen, ſchwediſchen,
öſterreichiſchen, tſchechoſlowakiſchen und holländiſchen Bruder-
rerbände werden durch ſtarke Delegationen in Hamburg vertreten
ſein. Wir können mit Genugtuung bekanntgeben, daß das Aus
wärtige Amt ſich bereiterklärt hat, dieſen Delegationen ſehr weitFchenße Einreiſeerleichterungen zu gewähren.

Unter den Jugendtagsteilnehmern werden ſich auch d ejenigey
Jugendgenoſſen befinden. die ſeinerzeit bei der Weihnachtsver-
loſung unſeres Verbandes die glücklichen Gewinner der verſchiede-
ven Reiſepreiſe waren. Sie werden auf Koſten des Verbandes
nach Hamburg kommen und ſicher diejenigen ſein, die dort durch
beſonders hellſtrahlende Geſichter auffallen. Die Hamburger
Arbeiterjugend t neben ihren mancherlei anderen Vorberei-
tungen für den Jugendtag auch eine Geldſammlung durchgeführt
aus der ſie bis heute dem Hauptvorſtand 800 Mark zur Verfügung
ſtellte, damit dieſer Betrag an ſehr entfernt liegende Bezirke als
Reiſezuſchuß verteilt wird. Die Frankfurter Arbeiterjugend hat
eine ähnliche fleißige Sammeltätigkeit entfaltet und in den Be
trieben ſchon heute über 1200 Mark für die Hamberrgfahrt der
Frankfurter Arbeiterjugend geſammelt. Die Berliner Arbeiter-
jrgend hat am Sonntag, dem 12. Juli, ein großes Jugendfeſt im
Freien durchgeführt, für das 7000 Einlaßkarten verkauft worden
ſind. Der Reinertrag der Veranſtaltung in Höhe von etwa
1200 Mark wird zur Unterſtützung minderbemittelter Jugend-
freunde für die Hamburgfahrt verwandt.

Der Hauptvorſtand der Sozialiſtiſchen Arbeiterjugend wird mit
dem Jugendtag eine ſtattliche Erhebung verbinden, und zwar wird
jedem Jugendgenoſſen in Hamburg ein Fragebogen übergeben,

der Fragen enthält: t1. Vor und Zuname. 2. Wohnort. 3. Wie alt biſt du (Jahre.
4. Welchen Beruf übſt du aus? Für Lehrlinge: a) In welchem
Lehrjahr ſtehſt du? b) Befindeſt du dich beim Meiſter in Koſt
und Logis? 5. Wieviel Stunden mußt du arbeiten? a) Täglich,
b) wöchentlich. e) Jſt der Sonnabend Nachmittag arbeitsfrer?
6. Haſt du Urlaub? a) Wieviel Tage? b) Erhältſt du deinen
Lohn während des Urlaubs weiter? o) Wie haſt du 1924 deinen
Urlaub verbracht? d) Wie 1925? 7. Wieviel Lohn erhältſt du?
a) Wöchentlich, b) monatlich.

Aus den Fragen geht hervor, daß es dem Hauptvorſtand dar
auf ankommt, die wichtigſten Einzelheiten aus dem ſozialen Leben
der Jugend des Verbandes feſtzuſtellen. Das ſich ergebende Mate
rial ſoll dann zweckentſprechend bei der weiteren Aktion für dis
Durchſetzung der Jugendſchutzforderungen verwandt werden,

Ferienfahrt der Arbeiter-Wohlfahrt.
Einen Ferienzauber, der den Kindern der Beſitzegden eine

Selbſtverſtändlichkeit ift, auch einmal den Kindern der Aermſten
zu bringen, ſoweit es in ihren leider nur ſehr beſchränkten Kräften
liegt, war das diesjährige Ziel der Arbeiterwohlfahrt Halle. Seit
Monaten war von der Leitung viel Mühe aufgewandt worden,
dies zu erreichen; aber erſt als der Touriſtenverein „Die Natur
freunde“ der Arbeiterwohlfahrt ſein ſchön gelegenes Heim, das
„Stutenhaus“ bei Suhl in Thüringen zur Verfügung ſtellte,
hatte der Plan eine feſte Baſis bekommen.

Groß war die Schar derer, die teilnehmen wollten an der
Fahrt, und blutenden Herzens mußte die Arbeiterwohlfahrt eine
ganze Anzahl Bewerber abweiſen; denn die Mittel und die Unter
kunftsmöglichkeit waren gleich beſchränkt. So fanden fich denn
am Montagfrüh 63 Kinder und 6 Begleiter am Bahnhof zuſam-
men. Raſch wurde Abſchied genommen von Eltern und Ver-
wandten, der Sonderwagen beſtiegen und froh ging es in die
lachende Landſchaft hinein, über Erfurt, Jlmenau, zum Schluß
mit der Zahnradbahn bis Schmiedefeld. Wie ſtaunten unſere
Kinder, als die erſten Thüringer Berge mit ihren großen Tannen
auftauchten, und als der Zug gar in das enge Tal bei Jlmenau
einbog, fand der Jubel kaum ein Ende. Nun noch in Sonnenglut
ein Marſch von einer Stunde mit vollem Gepäck, und endlich war
die erſchöpfte kleine Geſellſchaft am Ziel angelangt. Aber nun
waren nicht nur die Kinder entzückt, auch wir Alten waren über
wältigt von der herrlichen Lage dieſes geſegneten Stückchen Erde,
das für acht Tage unſere Heimat ſein ſollte.

Und wenn auch tägliche Gewitterregen kamen, und wenn wir
auch einmal einen ganzen langen Tag mitten im Wolkenmeer
lagen, ſo ließen wir uns doch nicht von ausgedehnten Spazier-
gängen abhalten. Wie ſchallten da die Wälder von unſeren
frohen Wanderklängen, wie wurde da die Bruſt der armen Stadt-
kinder ſo weit und ſo frohl Jeder Tag war ein neues Erlebnis.,
Dazu ſorgten insbeſondere die mitgereiſten Genoſſinnen aufs beſte
fürsleibliche Wohl der ganzen Geſellſchaft.

Leider waren die wenigen Tage gar zu ſchnell verflogen; und
am Sonnabend früh 4 Uhr war alles auf den Beinen. Um 5 Uhr
wurde abmarſchiert.
ging s wieder zur Bahn nach Jlmenau, Gehren; von da ein
zweieinhalbſtündiger Fußmarſch nach Paulinzella, wo die Kloſter
ruine, die eine der ſchönſten in Deutſchland iſt, beſichtigt wurde.
Dann nahm uns wieder der Zug auf und führte die Schar nach
Saalfeld.

Das war zum Schluß der richtige Höhepunkt der Reiſe. Schon
als wir mit unſeren ſchwarzrotgoldenen Fahnen einmarſchierten,
wurden wir vielfach mit freudigem „Frei Heil!“ begrüßt; als
wir dann aber im SPD.-Lokal abſtiegen, war der Empfang ein
ſo herzlicher, wie wir ihn niemals erwartet hatten.
Für billiges Geld lieferte der freundliche Wirt der „Erholung“

eine gute Verpflegung, und als wir abmarſchieren wollten, hatte
er den Spielmannszug des Reichsbanners aufgeboten und mit
klingendem Spiel ging's zum Bahnhof. Wie ſtolz waren da
unſere Kinder, wie leuchteten da die Augen. Aber noch einen
anderen Höhepunkt bot uns Saalfeld: die Feengrotten!
Dieſe herrlichen Naturgebilde entlockten unſeren Kindern manches
Ah! und Ohl

Daß es möglich war, dies alles unſeren Kindern gu bieten,
war in der Hauptſache nur den vielen für dieſen Zweck eingegange
nen Spenden zu danken. Aber auch die Führer des Trupps, vor
allem die Frauen, brachten große Opfer. Hoffen wir, daß dieſes
gelungene Experiment ein Anſporn allen Genoſſinnen und Ge
noſſen iſt, ſich mehr noch als bisher an den Arbeiten der Arbeiter
wohlfahrt zu beteiligen, damit es uns auch im nächſten Jahre
möglich iſt, eine Ferienfahrt mit den Kindern zu unternehmen,
zur Feſtigung und Kräftigung ihrer Geſundheit und als dauern
des Gedenken für den Lebensweg. A. Schröter.

Aber allen war der Abſchied ſchwer. Nun
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Aalle und acolftreis.
Halle, den 28. Juli 1925.

Jmmer näher an die Friedensmiete heran.
Die geſetzliche Miete im Monat Auguſt um 6 Prozent erhöht.
Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt teilt mit: Zur Abgeltung

der dem Hausbeſitz durch das neue Aufwertungsgeſetz auferlegten er
höhten Hypothekenzinſen hat das Preußiſche- Staatsminiſtertum be
ſchloſſen. die geſetzliche Miete tur den Monat Auguſt von 76 auf
82 Prozent der reinen Friedensmiete zu erhöhen. Jm
übrigen behält die Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt
vom 25. Juni 1924 auch für den Monat Auguſt Gültigkeit. Jn den
Fällen, in denen der Mieter die Schönheitsreparaturen ſelbſt über
nimmt, ermäßigt ſich alſo der Satz um 4 Prozent.

Lebensmittelverteuerung durch Wucherzölle und Heraufſetzung der
Mieten ſoll das arbeitende Volk in Kauf nehmen, aber der Ausgleich
durch höhere Löhne wird ihm verargt. Gegen dieſe Belaſtungen
können ſich die Arbeitnehmer nur durch feſten Zuſammenſchluß in
den Gewerkſchaften zur Wehr ſetzen.

Bergebliches L'ebeswerben.
Wie ſtark der Glaube an eine Organiſation iſt trotz der

manchmal gegenteiligen Auffaſſungen, z. B. den Gewerkſchaften
gegenüber beweiſt das Beſtehen und die Neugründung unzäh-
liger Vereinigungen, die den Spezialintereſſen ihrer Mitglieder
dienſtbar gemacht werden ſollen. So gibt es u. a. auch einen
Verband der Lungen- und Tuberkuloſe-Erkrankten. Die Orts-
gruppe Halle dieſes Verbandes hatte nun zum Sonnabend eine
außerordentliche Verſammlung einberufen, wozu die Vorſtände
der Krankenkaſſen, ſowie die für die Fürſorge in Frage kommenden
privaten, kommunalen und ſtaatlichen Stellen eingeladen waren.
Gleich vorweg ſei geſagt, daß Staat und Kommune ihr Jntereſſe
an der Tuberkuloſe-Bekämpfung durch Nichterſcheinen erkennen
ließen. Leider mußte auch der vorgeſehene ärztliche Vortrag in-
folge Behinderung des vorgeſehenen Referenten unterbleiben.
Nach dem einleitenden Referat des Vorſitzenden der Ortsgruppe
ging zunächſt ein Vertreter der AOK. Halle auf die Ausführungen
ein, und präziſierte in kurzen Strichen die Stellung der Kranken-
kaſſen zu den verſchiedenen vom Referenten geſtreiften Punkten.
Er betonte beſonders, daß es nutzlos ſei, ſich in dieſem Kreiſe auf
Gemeinplätze zu bewegen und wünſchte für ſpätere derartige
Verſammlungen einzelne konkrete Fragen zur Tagesordnung ge-
ſtellt. Als weiterer Redner produzierte ſich der KPD.-Mann
Stadtverordneter Günther als das bekannte Tier im Por-
zellanladen. Er verſuchte eine anſcheinend von der letzten Wahl
noch übriggebliebene Walze nutzbringend zu verwenden, ſtieß da
mit aber auf den Widerfpruch ſeiner eigenen Parteigenoſſen, von
welcher Seite er bittere Wahrheiten hören mußte.

Ja, ja. Herr Günther, wenn man als Allheilmittel für alle
Nöte die Wahl von Kommuniſten in den Reichstag uſw. emp-
fiehlt, ſo darf man dabei nicht überſehen, daß dieſe ſelbſt erklär-
ten: Sie dächten ja gar nicht daran, irgendwelche poſitive Arbeit
in dieſer Quaſſelbude zu leiſten. Daß dieſer Ausſpruch ihnen
ernſt war, haben ſie des öfteren durch die Tat und mit Trom-
peten und Trillerpfeifen bewieſen.

Die KPD. hat eben das von großen Kreiſen der ärmſten unſerer
Volksgenoſſen in ſie geſetzte Vertrauen ſchmählich mißbraucht.
Daran ändern auch die von Günther immer wieder heran-
ezogenen ollen Kamellen über das Ermächtigungsgeſetz, der
reisgabe des Achtſtundentages durch die SPD. uſw. nichts. Da-

mit macht man auch die große Schuld an dem Ausfall der Hin
denburg-Wahl nicht ungeſchehen. Gerade die letztere beweiſt auf
das ſchlagendſte, was auch die Opfer der Tuberkuloſe und Lungen-
krankheiten zu erwarten hätten, wenn ſie die kommuniſtiſchen
Tiraden Günthers für bare Münze nehmen würden.

Dampferfahrt der Arbeiter Wohlfahrt. Als Abſchluß der
diesjährigen Ferienveranſtaltungen unternimmt die Arbeiter-Wohlfahrt
eine Dampferfahrt nach Neu-Ragoczi. Der Preis für die Fahrt iſt
an ſich ſchon niedrig gehalten er beträgt im Vorverkauf bei der
VolksblattBuchhandlung. Gr. Ulrichſtraße; Expedition Volksblatt,
Harz 42-44; Zigarrengeſchäft Albrecht, Lindenſtraße 53; Volkspark
für Erwachſene nur 1 Mk., für Kinder 0,50 Mk. Jedoch hat die
Arbeiter-Wohlfahrt, getreu ihrem Beſtreben, den Aermſten etwas zu
bieten die Preiſe für Arbeitsloſe und für kinderreiche Familien noch
beſonders ermäßigt. Karten zu ermäßigten Preiſen im Parteibureau,
Harz 42-44, Hof II. Wer alſo Zeit und Luſt hat, und ſeinen
Kindern noch einmal eine rechte Ferienfreude bereiten will, der beeile
ſich, Karten zu beſorgen.

Die Fleiſch und Wurſtpreiſe. Für den Kleinhandel mit friſchem
Schweinefleiſch und Wurſtwaren aus reinem Schweinegut ſind mit
der Fleiſcher-Jnnung bis auf weiteres folgende Preiſe vereinbart
Keule 1,60, Koteletten 1,60. Bauch 1,40, Schinken (im Aufſchnitt)
2,00 3,00, Speck, ger. 140, Schweineſchmalz 1,40, Blutwurſt
und Leberwurſt 1,40-1,50, Knack- und Mettwurſt 1.70, Zervelatwurſt
2.00 3,00. Auf dem Wochenmarkte wurden die nachſtehenden
Preiſe bezahlt: Rindfleiſch: Bruſt und Bauchfleiſch 1,00 1,20,
Keule 1,20--1,40; Kalbffeiſch: Schnitzel 2,00 -2,20, Keule 1 40 bis
1,50: Hammelfleiſch: Koteletten 1,20--1,30. Kochfleiſch 1,00--1,20.

Neubeſetzung eines Lehrſtuhls. Der durch den Weggang von
Profeſſor G. Mie an der Unverſität Halle freigewordene Lehrſtuhl
der Piyſik iſt dem Abteilungsdirektor an der phyſikaliſch-techniſchen
Reichsanſtalt in Cyarlottenburg, Geheimen Regierungsrat Prof. Dr.
phil. Eduard Grüneiſen angeboten worden. Dr. Grüneiſen iſt
geborener Hallenſer.

GGeſchlechtskranke! Das Städtiſche Geſundheitsamt teilt mit:
Jn letzter Zeit mehren ſich die Anzeigen über beſonders wirkſameMittel (ſogenannte Geheimmittel) und über beſonders wirkſame
Kuren in den Tageszeitungen. Dieſe Anzeigen ſind meiſt von
Kurpfuſchern veranlaßt und die angewieſenen Mittel in ihrer
Wirkung ſehr zweifelhafter Natur. Faſt ausnahmslos nützen ſie
nur den Herſtellern. Vor dem gemeingefährlichen Treiben der
Kurpfuſcher, namentlich vor jeder brieflichen Behandlung der Ge
ſchlechtskrankheiten, wird hierdurch gewarnt. Es kann nicht
dringend genug darauf hingewieſen werden, daß jeder Geſchlechts-
kranke ſich von einem approbierten Arzt unterſuchen und behandeln
läßt und daß er bei Weiterverbreitung der Krankheit beſtraft
werden kann. Geſchlechtskranke, wenn Jhr auch nur den Verdacht
einer ſolchen Krankheit habt, geht zunächſt zu Eurem Haus oder
Kaſſenarzt und laßt Euch nicht auf Fernbehandlung ein. Solche
Kranke, die zurzeit keiner Kaſſe angehören oder aus irgendwelchen
Gründen nicht zu ihrem Kaſſenarzt gehen wollen, erkalten un-
entgeltliche Beratung auf Grund eines Scheines, der im Rathaus
am Markt koſtenlos zu haben iſt, und zwar für Frauen im
Zimmer Nr. 18, für Männer im Zimmer Nr. 12. Wer auch das
nicht will, kann in der Beratungsſtelle der Landesverſicherungs-
anſtalt in Halle, Grünſtraße, jeden Montag und Donnerstag
von 5 bis 7 Uhr unentgeltliche fachärztliche Beratung finden.

Eheſchließungen 1924. Jm Deutſchen Reiche wurden im Jahre
1924 440 000 Ehen geſchloſſen, das ſind auf 1000 der Einwohner
berechnet 7,1. Es bedeutet einen Rückgang im Vergleich zum
Jahre 1928, wo beinahe 600 000 Ehen zu verzeichnen waren. 192
hat ungefähr die Durchſchnittshöhe der Vorkriegszeit mit ſeiner
Ziſfer wieder erreicht. 1913 kamen auf 1000 Einwohner 7,8 Ehen.
Die höchſten Zahlen haben im Jahre 1924 Berlin und Hamburg
aufzuweiſen, die niedrigſten das rechsrheiniſche Bayern und
Württemberg. Es ſcheint ein Zuſammenhang zwiſchen der Bau-
tätigkeit und der Eheſchließungsziffer zu beſtehen. Hamburg hatte
1923 eine dreimal ſo ſtarke Bautätigkeit wie Berlin, ebenſo erne
um 27 Prozent höhere Heiratsziffer.

Auf welcher Strecke kann ein Zug zum Stehen gebracht
werden? Ueber dieſe Frage herrſchen vielfach ganz irrige Mei-
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Unglücksfällen mehr als berechtigt auf die Führung des Zuges
ſchiebt. Bei zweiachſigen und vierachſigen Perſonenwagen beträgt
die Bremsſtrecke, wenn an ſämtlichen Achſen gebremſt wird, bei
60 Kilometer Geſchwindigkeit 150 Meter. Bei höheren Ge
ſchwindigkeiten erhöht ſich die Bremsſtrecke ganz bedeutend. Ein
mit 100 Kilometer Geſchwindigkeit fahrender Zug kann erſt nach
e durchfahrenen Strecke von 500 Meteri zum Stehen gebracht

erden.
Was koſtet ein Wähler? Die Koſten der Wahl des Reichs

präſidenten werden vom Reich den Gemeinden bekanntlich erſetzt.
Die Sätze dafür ſind jetzt vom Miniſter des Jnnern und Reichsrat
feſtgeſetzt worden. Der Reichseinheitsſatz für je einen Stimm-
berechti ten geht beim erſten Wahlgang von 1,265 Pf. bei 800
Stimm a bis zu 5,25 Pf. bei mehr als 100 000 Wählern.Der zweite Wahlgang war billiger, da ein Teil der Arbeit nicht
wiederholt zu werden brauchte. Die Vergütungen gehen von
1219 bis 3938 Pf. Soweit die Stimmberechtigten über ihre
Stimmliſte beſonders benachrichtigt wurden, gibt es dafür bei jedem
Wahlgang noch 0,26 bis 0,84 Pf. Außerdem erhalten die Ge
meinden mit weniger als 600 Stimmberechtigten für jeden Wahl
gang 3 Mark. Die neuen Sätze decken im Durchſchnitt mehr als
rier Fünftel der tatſächlichen Koſten.

Wehr Vorfſicht im Straßenverkehr. Geſtern mittag wurde auf
dem Riebeckplatz an der Ecke Merjſeburger Straße ein Radfahrer von
einem Perſonenkraſtwagen angefahren. Der Radfahrer trug leichte
Hautabſchürfungen an der linken Hand davon. Das Fahrrad wurde
ſtark beſchädigt. Die Schuld trifft den Kraftwagenführer, da er einen
Straßenbahnwagen verbotswidrig rechts überholte. Gegen 2.45
Uhr nachmittags ſtieß ein Laſtkraftwagen beim Ueberholen der
Straßenbahn mit einem in gleicher Höhe haltenden Lieferungs
kraftwagen zuſammen. Hierdurch wurde eine bei dem haltenden
Kraftwagen ſtehende weibliche Perſon an der linken Bruſtſeite leicht
verletzt und der Lieferungswagen leicht beſchädigt.

Zu dem Revolverattentat auf fahrende Züge an der Halle-
Merſeburger Strecke teilt die Preſſeſtelle der Reichsbahndirektion
noch mit Am Sonntag. dem 26. Anganſt, nachmittags zwiſchen 5 und
6 Uhr ſind Vor und Hauptzug D 39 und der Perſonenzug 801 vor
dem Einfahrtsſignal des Bahnhofes Ammendorf beſchoſſen worden.
Am Führerſtand der Lokomotive des Hauptzuges D 39 wurde eine
Fenſterſcheibe zertrümmert. Zugperſonal und Reiſende blieben un
verletzt. Die Verfolgung des Täters iſt unverzüglich aufgenommen.
Für Ermittlung des Täters iſt bon der Reichsbahndirektion Halle
(Saale) eine Belohnung von 200 Reichsmark ausgeſetzt.

Exploſionsunglück. Beim Löten mit einer Benzinkolbenlampe
explodierte der Benzinbehälter. Dabei wurden dem Monteur Willi
Schmeißer beide Hände ſchwer verbrannt.

Die Geiſteskranke auf dem Friedhof. Montagabend wurde auf
dem Nordfriedhof eine etwa 25 Jahre alte weibliche Perſon, welche
anſcheinend geiſteskrank iſt, in hilfloſem Zuſtand zwiſchen den Gräbern
liegend aufgefunden. Sie wurde mit dem Krankenwagen der Nerven-
klinik zugeführt. Die Perſonalien konnten bisher nicht feſtgeſtellt
werden, da die betreffende Perſon keinerlei Ausweispapiere bei ſich
hatte und ſelbſt keine Angaben machen konnte.

Ein rätſfelhafter Vorfall. Geſtern abend gegen 10 Uhr erſchien
auf der Polizeiwache am Waldkater eine 18 jährige weibliche Perſon,
welche nur mit Unterkleidern bekleidet war und teilte mit, daß ſie in
der Dölauer Heide von einem Mann überfallen worden ſei, der ihr
die Kleider vom Leibe geriſſen, ſie in den Arm gebiſſen und ihr den
Mund zugehalten habe, um ſie am Schreien zu verhindern. Kurze
Zeit darauf ſtellte ſich der Beſchuldigte, ein 25jähriger Mann, frei
willig auf der Polizeiwache. Anſcheinend liegt ein Notzuchtsverſuch
vor. Die weibliche Perſon wurde von ihrer benachrichtigten Schweſter
nach Hauſe gehe Der Angeſchuldigte wurde in das Polizei
gefängnis eingeliefert.

Volkspark. Heute abend 8 Uhr findet das 12. Sommerkonzert.
verbunden mit einem großen Prachtfeuerwerk ſtatt. Auch heute wird
wieder ein gutes Programm zu Gehör kommen.

Bad Wittekind Morgen Mittwoch 7 8. Uhr Sinfoniſche
Morgenmuſik, 4- 27 Uhr Nachmittagskonzert, 8—/211 Uhr Abend-
konzert.

Fülm und kleine Bühne.
U. T Leipziger Straße. „Kinder vom Montmartre“, iſt ein Film,

den anzuſehen ſich wirklich lohnt. Pariſer Leben durchflutet ihn.
Die Arbeit in der Werkſtatt, im Atelier, das haſtende Treiben, der
Verkehr, das Theater, die Weindielen und Bars, alles zieht in wohl
gelungenen Tag- und Nachtbildern an unſeren Blicken vorüber. Es
iſt Paris, wie es uns Zola ſchildert. Jm Mittelpunkt ſteht die
kleine Gabriele, ein Pariſer Nähmädchen aus den großen Salons,
wo die ſo viel bewunderten Roben der reichen Damen entſtehen.
Der Zuſall bringt das Mädel auf die Bühne eines Ausſtattungs-
theaters. Der Blick hinter die Kuliſſen des Theaters wie auch des
Lebens der Geſellſchaft erfüllt ſie mit Ekel, und reuevoll kehrt ſie in
die Arme der Mutter zurück. Gaſton, ihr Geliebter, iſt bei der
Rettung von Plänen des Erfinders Roullet vor einem Dieb-
ſtahl im Kampf verunglückt, geneſet aber und wird dann doch
noch mit Gabriele glücklich. Saucyh, die Gönnerin der letzteren,
iſt eine gefeierte Schönheit, aber ihr iſt dieſes Glück nicht vergönnt,
ihr bleibt nur der Glanz und Schimmer der Weltſtadt. Als Bei-
programm gibt einen reizenden Schwarweißfitm „Felix hat Hunger“,
die Tragikomödie eines Katers. Der Kulturfilm Das heilige
Jahr“ führt uns nach Rom in die Umgebung des Papſtes.

Ammendorf. Achtung, Genoſſenſchafter! Jm hie-
ſigen Konſumverein ſcheint nicht alles ſo zu ſtehen, wie es eigent-
lich ſein ſoll. Am Freitagabend konnte man die hieſigen KPD.-
Parteigrößen mit den kommuniſtiſchen Verwaltungsmitgliedern
mit geheimnisvollen Geſichtern nach dem Elſtertal ziehen ſehen.
Alle Lagerhalter waren geladen, um Gericht zu halten. Vorläu-
figes Reſultat der Gerichtsverhandlung: Kiekhövel wird von
Ammendorf nach Radewell verſetzt und Taube nach Ammendorf.
Warum? Wir wiſſen es. Wir ſind nur geſpannt, was uns
die Herren Kapediſten für ein Märchen auftiſchen werden. Alſo,
Genoſſen, Augen auf. Wir werden zu gegebenen Zeit Genaues
darüber berichten.

Wettin. Am Mittwochabend Z. Uhr findet in der Wohnung des
Vorſitzenden eine Verſammlung der Frauengruppe ſtatt. Es betrifft
Arbeiter-Wohlfahrt. Neue Freundinnen der ſozialdemokratiſchen
Bewegung ſind herzlichſt willkommen.

Osmünde. Blutiges Liebesdrama. Am Freitagabend
hat hier der Arbeiter Alwin Kretſchmar ſeine 20jährige
Braut, die Arbeiterin Helene Kaatz durch einen Dolchſtoß ins
Herz getötet. Der Grund zu der grauſigen Tat iſt in der Auf-
hebung des Verlöbniſſes ſeitens der Kaatz zu ſuchen, die ſich einen
andern Liebhaber angeſchafft hatte.

Rundfunk- Programm Leipzig.
Mittwoch, den 29. Juli.

4.30 bis 6 Uhr nachm.: Märchennachmittag. 6.45 bis 7 Uhr
abends: Funkbaſtelſtunde. 7 bis 7.30 Uhr: Vortrag Prof. Dr.
Bangert: „Uebertragung von Tönen und Klängen auf Fernſprech-
kreiſe“, 8. Teil. 7.30 bis 8 Uhr abends: Vortrag Prof. Dr.Jng.
Schimpke: „Das neuzeitliche Hüttenwerk“. 8.15 Utr abends:
Stücke und Lieder vom Sommer. 1. Karl Hoyer: Thema und
Variationen für Klarinette und Klavier. 2. Joh. Brahms: Lieder:
a) Regenlied, b) Wann der ſilberne Mond ſcheint. 3. Stücke für
Flöte und Klavier: a) Theodor Blumer: Viſion W. 54, b) Max
Reger: Romanze G-Dur. 4. Lieder: a) Erich Wolff: Einen
Sommer lang, b) Konrad Anſorge: Ein heller Teich, R.
Strauß: Ständchen. 5. Karl Hoyer: Serenade für fünf Blas-
inſtrumente, Opus 29. Anſchließend (etwa 9.45 Uhr) Preſſebericht
und Hackebeils Sportfunkdienſt.

Dienstag, den 28. Jull

Aus der From a.
Die Aufgaben des Landesfürſorgeverbandes

Jnfolge der neuen Beſtimmungen der Verordnung über die
Fürſorgepflicht mußte der alte Landarmenverband in den
„Landesfürſorgeverband' umgewandelt werden. Fetzt iſt, infolge
der Verhandlungen des letzten Provinziallandtages und der Aus
ſprache in einer hierfür eingeſetzten Landestagskommiſſion, eine
klare Abgrenzung der Aufgaben und des Arbeitsgebietes des
Landesfürſorgeverbandes und eine Zerſtreuung aller Mißverſtänd-
niſſe gebracht worden, welche die Tätigkeit des Landesfürſorge-
verbandes zu behindern drohten.

Als Pflichtaufgaben des Landesfürſorgeverbandes wurden fol-
gende Aufgaben anerkannt, die der Landesfürſorgeverband teils
vom alten Landarmenverband, teils von der Hauptfürſorgeſtelle
für Kriegsbeſchädigte und Kriegerhinterbliebene übernommen hat
die Fürſorge für alle landkbilfsbedürftigen Perſonen, ſeien es
Sozialrentner, Kleinrentner, Kriegsbeſchädigte oder Arme, die Be
wahrung, Kur und Pflege der hilfsbedürftigen Geiſteskranken,
Jdioten, Epileptiſchen, Taubſtummen, Blinden und Krüppel, ſo-
weit ſie der Anſtaltspflege bedürfen, in geeigneten Anſtalten,
weiter die Fürſorge für Schwerkriegsbeſchädigte und Schwer-
erwerbsbeſchränkte durch Arbeitsbeſchaffung und die Auszahlung
und Abrechnung von Zuſatzrenten und Entſcheidung im Beſchwerde-
rerfahren gegen die Feſtſetzung von Zuſatzrenten.

Hinſichtlich der Sollaufgaben, die dem Landesfürſorgeverband
aus dem 8 5 Abſatz 4 der Reichsfürſorgeverordnung erwachſen,
in dem der Landesfürſorgeverband angewieſen wird, „Mittel-
punkt der öffentlichen Wohlfahrtspflege“ und Bindeglied zwiſchen
öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege zu ſein, beſtand Ueber
einſtimmung über folgende Grundſätze:

Ebenſowenig, wie der Landesfürſorgeverband etwa gegenüber
den Bezirksfürſorgeverbänden Aufſichtshbefugniſſe in Anſpruch neh-
men darf, wozu übrigens jede geſetzliche Unterlage fehlen würde,
darf er ſich weder die Aufgabe ſetzen, oder ungewollt dahin wirken,
daß die Verantwortung und Jnitiative auf dem Gebiete der
Sozialpolitik von den Gemeinden und Kreiſen ganz oder auf ein
zelnen Gebieten auf den Provinzialverband übergeht. Anderer-
ſeits ſoll der Landesfürſorgeverband ſich nicht den Kreiſen und
Gemeinden, die ſeine Mitwirkung und Unterſtützung erbitten, ver-
ſagen, ſofern die Erfüllung der Wünſche ohne anderen als den
durch die Verwaltungskoſten bedingten Koſtenaufwand durch
geführt werden kann. Es iſt nicht die Abſicht der Provinzial
verwaltung und des Landtages, den Provinzialverband zur ſozial-
politiſchen Laſtenausgleichsſtelle zu machen. Aber der Landes-
fürſorgeverband wird unter Ausſchluß materieller Opfer auf
Wunſch der Kreiſe und Gemeinden dieſe in ihrer ſozialpolitiſchen
Arbeit nach Kräften unterſtützen.

Jm einzelnen wird daher der Landesfürſorgeverband wie bisher
als allgemeine Auskunfts- und Beratungsftelle in allen Fragen
der Wohlfahrtspflege dienen. Einer Kartei über ſämtliche Ein
richtungen in der Wohlfahrtspflege der Provinz Sachſen wird da
zu dauernd auf dem laufenden gehalten werden. Ferner ſollen
die bisherigen Fürſorgetagungen in Provinzialanſtalten und Fach
beſprechungen über Einzelfragen in verſchiedenen Teilen der
Provinz abgehalten werden. Fortgeſetzt werden die folgenden
Maßnahmen auf dem Gebiete der Kriegsbeſchädigten- und Krieger
hinterbliebenenfürſorge: die Darlehnsgewährung aus Mitteln des
Provinzialverbandes und der Kredit gemeinſchaft gemeinnütziger
Selbſthilfeomaniſationen Deutſchlands G. m. b. H. der Betrieb-
von Heimarbeitsſtätten für Kriegerwitwen, um den Witwen nicht
nur Beſchäftigung zu verſchaffen, ſondern ſie vor allem auszu-
bilden; die Vermittlung von Kuraufenthalten für Kriegerwitwen
und die Unterbringung von ſchulentlaſſenen r inHaushaltungsſchulen. Jm bisherigen Rahmen wird der Provin
zialverband ferner für die Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten
und die vorbeugende Bekämpfung der Tuberkuloſe, für letztere
insbeſondere durch organiſatoriſche Förderung der Kinderver-
ſchickung, ferner für Unterbringung von Siechen und Waiſen in
Heimen der Provinz oder fremden Heimen arbeiten. Es wird
ferner wie bisher für folgende Einrichtungen in der Provinz,
deren Zentralſtellen in Berlin ſind, die Geſchäfte führen: Land
aufenthalt für Stadtkinder; Verteilungsmittelſtelle des Zentral-
ausſchuſſes fur Auslandshilfe; Kreditgemeinſchaft gemeinnütziger
Selbſthilfeorganiſationen Deutſchlands. G. m. b. H. Deutſcher
Verein für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege.

Kreiſe und Gemeinden, welche, weil ſie ſelbſt über einen für alle
Zwecke ausreichenden Verwaltungsapparat verfügen, oder aus
anderen Gründen ſich die Tätigkeit des Landesfürſorgeverbandes
nicht zunutze machen wollen, werden von dieſer nur in zweifacher
Hinſicht berührt werden. Sie haben, wie zu allen anderen Ver
waltungskoſten des Provinzialverbandes, auch zu den Verwal-
tungskoſten des Landesfürſorgeverbandes anteilig beizutragen.
Doch wird es ſich ſelbſt bei Großſtädten nur um außerordentlich
beſcheidene Summen handeln.

Weiter wird es oft vorkommen, daß der Landesfürſorgeverband
von den wohlausgerüſteten Verwaltungen der großen Bezirks-
fürſorgeverbände Auskünfte und Gutachten braucht.

Bisher beſtand ein (vorläufiger) Beirat für den Landesfürſorge-
verband, der ſich aus Vertretern der verſchiedenen Kreiſe von
Beteiligten zuſammenſetzte, wie z. B. der Städte- und Landkreiſe
oder privaten Wohlfahrtspflege uſw Der Provinziallandtag hat-
aber von der Weiterführung dieſes Landesfürſorgeausſchuſſes ab
eſehen. Es ſollen nur in etwa notwendigen Fällen einzelne
erſönlichkeiten um gutachtliche Aeußerung gebeten werden. Das

iſt ſehr bedauerlich und eine Verſchlechterung der bisherigen Eine
richtungen.

Ein Schädling der Arbeitervewegung.
Wie's gemacht wird! Der große „König“ als ſchäbiger Jntrigant?

Weißenfels, den 27. Juli 1925.
Das Treiben des Stadtkämmerers a. D. König wächſt ſich in

Weißenfels zu einer Gemeingefährlichkeit aus. Was ihm ſelbſt
ſeine Parteigenoſſen beſtätigen. Erſt jetzt wird uns ein Akt ſeiner
Gemeinheit und Niederträchtigkeit bekannt, welchen wir den
Weißenfelſer Arbeitern und Genoſſenſchaftlern nicht vorenthalten
wollen. Gerade jetzt, wo man wieder verſucht, einen nicht geneh-
men Geſchäftsführer zu beſeitigen, hat das nachfolgende aktuelle
Bedeutung.

Es war in der Zeit als man drauf und dran war, den damaligen
Geſchäftsführer Eitzen des Bezirkskonſumvereins Weißenfels-
Naumburg zu beſeitigen, weil er es ablehnte, die Wahnſinns-
politik der KPD. in die Genoſſenſchaft zu übernehmen. Damals
war es genau ſo bekannt, daß Eitzen aus der Genoſſenchaft ent
fernt werden ſollte, wie man es jetzt ſchon ſeit einiger Zeit weiß,
daß Dornbluth entfernt werden ſoll. Damals, wie heute, hatte
man keine triftigen Gründe Man mußte ſie ſuchen und an den
Haaren herbeiziehen. Beim Falle Eitzen war einer der eifrigſten
Sucher der ſaubere Herr König. Eines ſchönen Tages erſcheint
beim Sekretär der Genoſſenſchaft Sammelſtelle für Verfeh-
lungen und Unterlaſſungen der Geſchäftsführer, Brutſtätte für
kommuniſtiſche Ueberrumpelungen beſagter „Arbeiterführer“
König und will den Sekretär beſtimmen, feſtzuſtellen, daß der
Geſchäftsführer Eitzen ein Liebesverhältnis. mit einer Steno-
typiſtin des Vereins habe. Aus der Feſtſtellung ſollte dann eine
Geſchäftsſchädigung konſtruiert werden, und der Grund zu einer
ſofortigen Entlaſſung ſei gegeben.

Der Sekretär der Genoſſenchaft zu ſeiner Ehre ſei es ge-
ſagt lehnte dieſes ſchmutzige und gemeine Anſinnen ab, da er
von der Haltloſigkeit der Behauptung überzeugt war. Herr König
war alſo abgeblitzt und mußte nun weiter Ränke ſchmieden, wie
der verhaßte Eitzen kalt zu ſtellen ſei. Leider hat es Eitzen nicht
auf den offenen Kampf ankommen laſſen und hat ſeine Stellung
freiwillig aufgegeben.

Fürwahr, Herr König iſt ein feiner Vertretr von Arbeiter



tereſfen, der reinen verlaunderiſchen Mittegreift, um ralttater Exiſtengen zu vernichten. Und wenn man

weif Herr König zurzeit die maßgebende Perſönlichkeit in der
h ls iſt, dann wird einem auch der Fall Dornbluth
Was werden wir in Weißenfels nicht noch alle serleben müſſen,

ſolchem elenden Treiben nicht Einhalt geboten wird.
gibt es noch eine Reihe Unentwegter Königsgrenadiere

ſolche fragwürdige Geſtalten unterſtüten. Aber dieſe Unent
wegten werden immer geringer. Auch unter ſeinen eigenen Partei
genoſſen wird die Gemeingefährlichkeit des Herrn König immer
ſehr erkannt. Dieſe Erkenntnis geht ſoweit, daß in der letzten
Sitzung des Ortsausſchaſſes des ADGB. einer ſeiner i
genoſſen und nicht der ſchlechteſte Herrn König zurief:ſchönen Tages wird die Weißenfelſer Arbeiterſſaſt zum

l wir und dich (König!) dorthin dreſchen, wo du her
h

en
Auch wir n dieſer Meinung und wünſchen, daß dies im Jn-

tereſſe der Weißenfelſer Arbeiterbewegung möglichſt bald geſchieht.
I Se Ausführung werden wir nicht zu übernehmen brauchen, aber

ſeine enen Parteigenoſſen werden es tun.
Genofſſenſchaftler! Dieſer Schädling macht ſich ider Genoſſen breit und will ſich noch breiter machen. Dis
müßte daran zu grunde gehen. Legt ihm das Hand

r in die Generalverſammlung am kommenden Donners

Sanugerhanfen. Aus der Partei. Die Mitgliederverſammlung
am 24. Juli nahm einen Bericht des Genoſſen Brüll vom Bezirks
parteitag entgegen. Eine Ausſprache zu dieſem Bericht wurde nicht
gewünſcht. Eine Reſolution an den Reichsparteitag wurde vom
Genoſſen Waldmann eingebracht, die ſich eine eventuelle

Koalition mit Deutſcher Volkspartei und Deutſchnationaler Volks
partei wendet. Nach lebhafter Debatte findet die Reſolution ein
ſtimmige Annahme. Auf das am Sonnabend, dem 1. Auguſt, ſtatt
findende Konzert des Freien Sängerchores Halle wurde empfehlend
hingewieſen. Für die Sänger werden Quartiere gebraucht. Die
Varteigenoſſen werden gebeten, wenn irgend möglich ſolche zur Ver
fügung zu ſtellen. Eine interne Angelegenheit erregte die Gemüter
weit über das notwendige Maß. Schließlich wurde die Verſammlung

auf einen bald anzuberaumenden Termin vertagt.
Artern. Erwiderung. Meine Bewerbung um den von der

Verwaltungsſtelle des DMWV. Kaiſerslautern ausgeſchriebenen
Kaſſiererpoſten hat ein Aufatmen der hieſigen KPD. zur Folge

diegehabt. Mit wollüſtigem Behagen „berichtet“ der hi Bericht
erſtatter in Nr. 156 des „Klaſſenkampf“, was hier die h

von den Dächern pfeifen. Hierbei unterläuft ihm nur das Miß-
geſchick, nicht wiſſen, daß der geiſtige Kopf der hieſigen KPD.,
Herr Robert Barthel, ſchon am Sonnabend, alſo fünf Tage
meiner Bewerbung, in meiner Wohnung perſönlich vorſprach und
ſich erbot, mir das beſte Zeugnis als Gewerkſchafter auszuſtellen,

wenn ich mich ernſthaft nach Kaiſerslautern beworben habe. Auf
mein perſönlich zum Ausdruck brachtes Erſtaunen über die

„fürſorgliche“ gung der KPD. erklärte Herr Barthel mit
Biedermeiermiene, daß ich ſie (die KPD.) eben verkenne und daß

die geſamte KPD. am Ort meine geſunde Gewerkſchaftstätigkeit
anerkenne. Jch habe B. erklärt, daß es mir einerlei ſei, was er
auf die erfolgte Anfrage nach Kaiferslautern berichte und mir
meine Entſchlußfreiheit doch immer vorbehalte. Trotz der ſich
während des Geſprächs entwickelnden politiſchen Gegenſätze erklärte
B. zum Schluß, mir das beſte Zeugnis ausſtellen zu wollen. Das

Verlangen

die KPD. zerſchl
h zu ſetzen. Auch und Verdrehung lerrnifti Rezept
ind in dieſem Falle zwecklos. Denn, itzigt hrung,wurde das abengenannte Geſpräch mit l bei nur angelehnter
Tür von zwei Zeugen mit angehört. Selbſt ein Kind hätte merken

müſſen. daß die von B. zum Ausdruck meiner
Perſon von Artern nur als geiſtiges eines Anwärters auf
mein Poſten zu werten ſei. DieſerHerr ſcheint ſeine Tätigkeit als Arbeiterrat von Artern gang aus fen
dem Gedächtnis verloren zu haben. Deſto r iſt ſie in Erinne
rung der klaſſ Arbeiterſchaft der Bericht
erſtatter in ſeinem noch darauf r meint,

vonHerr Hoffmann Verlaſfenn hen im Kare u in ſeiner J Ver
gangenheit über einem er ſtehe ſo beſtätigt er nur, was der

h frühere KPD.Redakteur Ernſt Böſe aus Magdeburg den kommu
niſtiſchen „Führern“ ins Stammbuch geſchrieben hat. Jm übrigen

babe ich zu r g an eine Domißzil1 veränderung z rin von geſetzte Hoffnung

eine neue zu Fritz Sauer, Geſchäftsführer.
zZſchornewitz. Wieder eine Lüge des Kaſſenkampf“. Zu dem von uns bereits veröffentlichten Bericht über

wird uns noch mit
e müſſen alle

da am ver Mittwochewerkſchaftsverſammlung, die ſich
auf die Taſchen der Bevölkerung be
50 Männlein bei einer Belegſchafts

Zſchornewitzer und Golpaer Be
rgebnis, das aber dann ſeine

t W einſt das kommudes größten pruches erfreuen

t i ilfenahmne eſten Terrors undden berühmten Knüppeln der Halbſtarken. womit die Stimmen
der Vernunft unterjocht werden konnten. Mit dem Ende der Jn
flation ſchüttelten die meiſten Komiker Sr. Heiligkeit des Papſtes
Sinowjew einer nach dem andern den Zſchornewitzer Staub von
ihren Füßen, um entweder indifferent zu werden, wie der größere

4 Teil derjenigen, die jedem einzelnen Clown m hatten, oder
ſich bei den Schwarzweißroten, woher ſie kamen, anzubiedern.
Hinterlaſſen haben uns dieſe Herrſchaften jedenfalls einen Trüm-
merhaufen an Stelle einer als gut zu nennenden Arbeiter-
bewegung, den wieder aufzubauen die Aufgabe der ſozialiſtiſchen
Arbeiter wurde. Das Haus wird langſam wieder wohnlich, und

j. es lohnt ſich für Moskaus Sendboten wieder, den mit vieler Mühe
gelegten Grundſtock zu unterhöhlen. Es fehlen nur die günſtigen

i Norausſetzungen des es 19283 hierzu, denn heute wird kein
ietriebsratsmitglied wi öffentlich auffordern, die Verbands

hücher zu verbrennen, höchſtens könnten die vielen Rollenbücher
des ruſſiſchen Wanderthegaters dem Feuer übergeben werden. Die
öffentliche Gewerkſchaftsverſammlung war den Krakeelern in der
Lerchenfeldſtraße ſo wichtig daß man in die Verſammlung einen
Korreferenten“ zitierte, der dort die Anweſenden aufwiegeln
ſollte, und der die hauptamtliche Aufgabe hatte, die Reſolutions
fabrik in Gang zu en, damit am nächſten Tage die „eingige
Arbeiterzeitung im halliſchen Bezirk“ einen Teil der Titelſeite
vollzuſchmieren hatte. Auf dem Papier iſt das auch gelungen, in
Wirklichkeit ſehen die einſtimmigen Beſchlüſſe und die allgemeine
Zuſtimmung ein klein weni ers aus, z. B. war die vorgelegte
Reſolution zum Verſammlungsthema von einigen Stimment-
haltungen begleitet, bei der Reſolution, die unter anderem zum
Beſuche des von Moskau angeordneten Antikriegstages auf-

9 forderte, ſtimmte noch nicht die Hälfte der Verſammlung dafür,
der größte Teil der Anweſenden enthielt ſich der Stimme. Dies
der Tatbeſtand. Mit Hilfe des berühmten Leninſchen Rezeptes
ſabriziert man aus den oben r a Tatſachen für die-
jenigen, die nicht alle werden, die Koſt für geiſtige Analphabeten.
Wir haben aber das Vertrauen zur Arbeiterſchaft, daß ſie ſich

droch einmal darauf beſinnt, daß politiſche Harlekine keine Führer
für die Arbeiterſchaſt darſtellen können, ihnen den Laufpaß gibt

und ſich in die große ſozialiſtiſche Bewegung wieder eingliedert.
9 Bockwitz. Der abgeblitzte Herr Hielſcher. Der Berg-
i rbeiterverband (Zahlſtelle Bockwitz) hatte für Sonntag nachmittag
9 eine öffentliche Verſammlung der Bergarbeiter im „Volkshaus“ an

geſetzt. Hierzu kommandierte die Bubiag einen Teil ihres höheren

9

die Zſchornewitzer G
I ageteilt: Den Komikern in der Levchenf

S er internationalen die er e S
n Räben mauſetot, obſchon ſie ſeiner Auf
aſſu en c. rntersf gewaſchen dürſten. DenWerte

Merſeburg Querfurt.
Ein M Gr Der neugegründete ama ſ Mexſ wird e am r J en
en Großflugta nſtalten. eugenwird beſonders von e Merſedn er Ortsgruppe iantte di

r ein Rumpler-Doppeldecker mit Vreiſiber bemerkenswert ſein.

der Verſuchsfahrt von Merſeburg nach Dresden-Raditz wurde
die etwa 200 km lange Strecke mit einer Durchſchnittsgeſchwindigkeitvon 140 km in 1,20 Eeunden in 3000 m Höhe s

den Deutſchen Berg
arbeit

Roßbach. Achtung, Genoſſenſchaftler! Am kommenden
Donnerstag findet abends 8 Uhr im „Volkshaus“ zu Weißenfels eine
außerordentlich wichtige Generalverſammlung der Konſumgenoſſenſchaft
ſtatt. Es wird erwartet, daß ſämtliche Genoſſen daran teilnehmen.
Genaue Abfahrtszeit iſt beim Genoſſen Müller zu erfahren.

Mansfelder Lande.
Wimmelburg. Spielerei mit dem h Alsich noch zur Schule ging. ſpielten wir Soldatchen Die aber, welche

am Sonntag bei uns Soldatchen ſpielten, waren ſchon aus der Schule.
e waren darunter, die ſchon den Feldzug 1921 unter Führung
des Marſchall Hölz r haben. Andere wieder, wie der hübſche
Karl, find erſt beim Kriecherverein Soldat geworden. Man hatte
diesmal etwas v geplant zum Kriegerfeſte, aber wie ſchon beim
vorigen Mal, war auch dieſes Mal die Beteiligung eine flaue.
Der Umzug zählte etwa 120 Mann mit Kriegern, anderen Soldaten“,
Jungdos und döschen. Fritzchen hatte ſich aufs Pferd geſchwungen
und machte dadurch die ganze Sache noch lächerlicher, als ſie ohnehin
ſchon war. die ganze Rummelei unter der Flagge Schwarz-
Weiß-Rot ſegelte, verſteht ſich am Rande.

Der ReichsSiersleben. Diebiſcher Reichswehrſoldat.
nach wehrſoldat Albrecht, der bei hier vorgekommenen großen Getreide

diebftählen der Haupttäter war, wurde vom Hettſtedter Amtsgericht
mit drei Monaten Gefängnis beſtraft. Ueber die Strafausſetzung
ſoll im Einvernehmen mit dem Reichswehrkommando ſpäter entſchieden
werden. Der Angeklagte war geſtändig.

Hewertesckiaftliches.
Der Kampf im Baugewerbe.

Wie wir an anderer Stelle berichten, hat Herr Wilhelm
Koenen, der talentvolle Putſchmacher, im „Klaſſenkampf“ die
Behauptung auf llt. die „reformiſtiſchen“ Gewerkſchaftsſührer
ſeien S jeden Streik und verſuchen Streiks mit allen Mitteln

ndern. Herr Koenen iſt nicht ganz weltfremd und weiß
her gang genau, die Bauarbeiter, an deren Spitze ein den

Kommuniſten ſo ver er Mann wie Paeplow ſteht, den
ſchwerſten Kampf ausfechten, der im je getobt hat.
Mehr als 100 000 Bauarbeiter ſtehen in den verſchiedenſten Ge
enden Deutſchlands im Streik oder ſind ausgeſperrt. Wenn dieJahre des Baugewerksbundes wirklich „den kapitaliſtiſchen Wieder

en, zukommen kBnnen. Herr Koenen und die kommurniſtiſche Preſſe
werden nun vielleicht ſagen, der Kampf ſei entbrannt, weil die
Mitglieder ihn wollten. Dann geben ſie damit zu, daß in den
Gewerkſchaften der Wille der Mitglieder maßgebend iſt, während
ſie ſonſt ſtets behauptet haben, die Führer reſpektieren den Willen
der Mitglieder nicht und üben Verrat. An dieſem klaſſiſchen Bei

iſt alſo wieder einmal bewieſen, daß die Hetze gegen die

ni ift.
ihrer ſkrupelloſe Parteimache ſeitens der Kommu-

ſo von den Kommuniſten gegen die Führer der Gewerk
gehetzt, daß ſie nicht vadikal genug ſeien, ſo hetzt die

Unternehmerpreſſe, indem ſie erklärt, die Arbeiter ſeien mit ihren
Löhnen zufrieden, und nur die Gewerkſchaftsführer ſeien es, die
unerhörte Lohnforderungen aufſtellten. Jn dieſem Sinne ver
breitete ſich ein Artikel in der r der Allgemeinen
e Was da alles herangezerrt wird, um die Gewerk

und deren Leitungen herabzuſetzen, reicht beinahe an die
Verleuindungen kommuniſti Gewerkſ rer heran. Da
werden zunächſt Unterſtütz ätze herangezogen, die falſch ſind.
Jm iſt es doch ſe erftändlich, daß diejenigen, die
der Gewerkſchaft ſtets die Treue gewahrt und ihre Beiträge ge

die ſich vor der Beitragszahlung gedrückt haben. Phariſäerxhaft iſt
es denn auch von der „Allgemeinen Zeitung“, die auf Seiten der
ausſperrungswütigen Bauunternehmer ſteht, wenn ſie einen
Familienvater mit vierköpfiger Familie bedauert, der infolge
kurzer Organiſationszugehörigkeit nur eine geringere Unter-
ſtützung erhält. Sind es doch die Unternehmer, die
auch dieſen Familienvater aufs Straßenpflaſter geworfen haben.
Jn Berlin, wo bekanntlich die Verhandlungen geſcheitert ſind,
weil die Bauunternehmer die Arbeiter aus Knie zwingen wollen,
hat der Verband der Baugeſchäfte ſeinen Mitgliedern ſogar ver
boten, mit einzelnen Streikenden über Löhne uſw. zu verhandeln.
Letztere ſeien „dahin zu beſcheiden, daß Verhandlungen nur von
Organiſation zu Organiſation ſtattfinden können“. Das iſt zwar
ſchon deswegen zu begrüßen, weil darin eine Anerkennung der
Gewerkchaften ausgedrückt iſt, während in der Allgemeinen
Zeitung behauptet wird, daß „das Alleinheil guter Lohn und
Arbeitsbedingungen nicht bei den Gewerkſchaften liegt. Es iſt
aber aus der erwähnten Berliner Anweiſung auch erſichtlich, daß
e r ernehmern das Schickſal der Bauarbeiter ganz gleich

g iſt.Ferner teilt die Allgemeine Zeitung“ mit, daß das beſtehende
Lohnabkommen für das Baugewerbe in Thüringen bis zum
26. Auguſt 1925 unverändert verlängert ſei. Das Stinnesblatt
knüpft daran die Bemerkung, wenn die Thüringer Bauarbeiter
zum alten Lohn weiterarbeiten können, dann könnten es die Bau
arbeiter im Bezirk SachſenAnhalt doch ebenfalls. Ja, kann ſich
denn der Schreiber Veſer Zeilen nicht denken, daß der Bau
gewerksbund in einem Bezirk zunächſt keine neuen rderungen
aufſtellt und erſt einmal an anderen Stellen den Kampf durch
fechten will? So dürfte es in Thüringen liegen. Damit iſt noch
nicht geſagt daß die Thüringer Bauarbeiter einen kleineren Magen
haben als z. B. die halliſchen; auch ſie werden zur gegebenen Zeit
ihre Forderungen auffſtellen.

Inzwiſchen geht der Kampf in den Streik- und Ausſperrungs
bezirken weiter. Daß die Lahmlegung der Bauten ſchon recht
empfinden wirkt, geht u. a. daraus hervor, daß der halliſche
Magiſtrat in ſeiner letzten Sitzung die Befürchtung ausſprach, daß

das neue Elektrizitätswerk nicht rechtzeitig
fertiggeſtellt werde, ſo daß während der Wintermonate mit
Schwierigkeiten in der Strombelieferung gerechnet werden müßte.
Durch weiteres Verhandeln mit den Arbeitgeberverbänden ſoll
verſucht werden, wenigſtens zwei beſonders dringende Arbeiten
als Notſtandsarbeiten genehmigt zu bekommen. So einfach iſt die
Sache auch noch nicht. Wenn die Arbeiten weitergeführt werden
ſollen, dann kann es nur durch einen Unternehmer geſchehen, der
überhaupt ſich nicht an der Ausſperrung beteiligt. Wenn der

Beamtenſtabes ab. Auch Herr Hielſcher mit ſeinem „Vaterländiſchen
Werksverein“ war zur Stelle. Da der Referent leider nicht erſchienen

Magiſtrat daher eine neutrale Haltung einnehmen will und das keſt
müßte er dann ſoll er ſich entſchließen, das Elektrizität ätswerk

zahlt haben, eine höhere Unterſtützung erhalten als diefenigen,
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zu laſſen. Soviel deht
ſt: wenn die Bauunternehmer denken, die ere dann irren ſie ſich. Ale die

e eder VBauarbeiter am Montagmittag e.

Annehmbar, aber nicht anzunehmen.
Daß es im ewerbe um einen vom Unternehmertume cntenen tkampf handelt, zeigt auch ein See

das der chen Gauleitung des r r von einem

r rbaheißt es:
Trotzdem der Schiedsſpruch für die Arbeitgeber an

nehmbar e, werden wir ihn ablehnen müſſen, da die
am 21. Je in Berlin n Vorſtandsſitzung des Deut

A r für das Baugewerbe be ſen„keine Zugeſtändniſſe zu machen mit Rückſicht auf
die zahlreichen und umfangreichen Streiks im Baugewerbe in
ganz Deutſchland.“

Beſſer kann der brutale Standpunkt des Unternehmerverbandes
nicht gekennzeichnet werden als durch dieſes Schreiben. Die ein
zelnen Unternehmer erklären, wir können die Forderungen be-
e aber unſer Verband erlaubt es uns nicht. Und weil die
bezirklichen Arbeitgeberverbände auf Geheiß der Bundesleitung
jedes Zugeſtändnis an die Arbeiter ablehnen, ſcheitern allerorts
ie von den Schlichtungsinſtanzen anberaumten Verhandlungen,

wie in Berlin, ſo auch im Freiſtaat Sachſen und wahrſcheinlich
auch heute in deburg. Jn Dresden ließen trotz Entgegen-
kommens der Arbeitnehmervertreter die Unternehmer die Verhand
gen hochfliegen, nachdem ſie nach kurzer Sonderberatung fol
ge Erklärung abgegeben hatten:

1. Eine Lohnerhöhung wird abgelehnt.
2. Um die durch die Streiks und Ausſperrung erfolgten Zeit

verluſte auszugleichen, muß die tägliche Arbeitszeit auf neunStun erhöht werden.

So tritt man für den Wirtſchaftsfrieden ein nach der Parole
„Vogel friß oder ſtirb“.

Beendigung des Lohnkampfes im Steinſetzgewerbe.
Wie uns die Gauleitung des Zentralverbandes der Steinarbeiter

(Gaubezirk 1V) mitteilt, iſt der Lohnſtreit im Steinſetzergewerbe, der
ſich auf die Landesteile Provinz Sachſen, Freiſtaat Anhalt und
Großthüringen, den ſüdlichen Teil der Provinz Hannover und Kur-
heſſen erſtreckte, beendet und die Arbeit am 27. Juli wiederauf
genommen worden. Jn Magdeburg, Caſſel, Weimar, Apolda legten
die Steinſetzer und Berufsgenoſſen am 11. Juli zwecks Durchdrückung
eines gefällten Lohnſchiedsſpruches die Arbeit nieder, welche Maß-
nahme der Arbeitgeberverband für das Steinſetzergewerbe in Mittel
deutſchland als Anlaß zu einer faſt den ganzen Vezirk umſaſſenden
Ausſperrung der im Steinarbeiterverband organiſierten Arbeitnehmer
ſchaft anſah. An dem Kampf werden zirka 1300 Verbandsmitglieder
beteiligt geweſen ſein. Die Verſtändigung wurde durch das Eingreifen
des Oberbürgermeiſters Beim s (Magdeburg), der als unparteiiſcher
Vorſitzender zwiſchen den beiden Organiſationsparteien wirkte, durch
einen Vergleich exzielt. Dieſem Vergleich nach erhöht ſich der
Stundenlohn vom Tage der Arbeitsaufnahme an gerechnet für Stein
ſetzer von 1,10 Mk. auf 1,20 Mk. und ab 1. Oktober auf 1,30 Mk.
Die Wage der Rammer und Hilfsarbeiter erhöhen ſich gleichfalls
prozentual.

Die Ausſperrung des Arbeitgeberverbandes war keine einheitliche
und haben ſich eine große Anzahl Firmen an dem Ausſperrungs-
beſchluß nicht beteiligt, trotzdem dieſen Firmen ganz gewaltige Geld
ſtrafen durch den Arbeitgeberverband angedroht wurden. Seitens
der Arbeitgeberverbände wurden die kommunalen und fiskaliſchen
Bauverwaltungen erſucht, volle Rückſicht mit den armen notleidenden
Unternehmern zu nehmen, was natürlich und ſelbſtredend in groß
zügiger Weiſe zugebilligt wurde. Nur der ſehr ſtraffen und ziel
bewußten Arbeitnehmerorganiſation iſt der Sieg zu verdanken, was
um ſo höher anzuſchlagen iſt, da von Unternehmerſeite jedwede Loherhöhung glatt eboelehnt worden war. Als Arbeitswillige ſtanden
den Unternehmern nur vereinzelte Steinſetzer zur Verfügung. Ob
denen ein beſonderer Dank der Unternehmer winken wird

Achtung, Steinmetzen
Ueber die Firma Gellert Co., LudwigWuchererStraße, mußte

wegen ausgebrochener Differenzen die Sperre verhängt werden.
Wir erſuchen alle dort beſchäftigten Arbeitskollegen aller Berufe,
Solidarität zu üben und jede Steinmetzarbeit ſtrikte abzulehnen. Alle
Steinmetzen müſſen den Betrieb meiden. Die Ortsverwaltung.

Stillegung zahlreicher Zechen.
Man läßt ſie erſaufen.

Eſſen, 28. Juli. (Radiomeldung.)
Die Deutſch-Luxemburgiſche Bergwerks und Hütten A.G. wird
ihre Zeche „Wiendahlsbank“ am Dienstag ſtillegen. Die Schacht-
an lagen will man erſaufen laſſen, ebenſo wie die
Zechen „Kaiſer Friedrich“ und „Glückauf Tiefbau“, weil nach Ausſagen der Verwaltung die Aufrechterhaltung der Waſſerhaltung
größere Koſten verurſachen würde als eine eventuelle ſpätere Ent-
S der Zechen. Von den Zechen der Gelſenkirchener Berg-werksA.G. ſollen weiterhin „Zollern II“ und „Bonifacio III“
ſtillgelegt werden, während auf der Zeche Erin“ eine ſtarke Ein
ſchränkung der Förderung erfolgen ſoll.

Dortmund, 38. Juli. (Radiomeldung.)
Die Deutſch-Luxemburgiſche Bergwerks- und HüttenA.-G. be

t am 1. September die Zeche „Kaiſer Friedrich“ und zum
1. Oktober die Zeche „Glückauf Tiefbau“ in Barop mit Ausnahme
der Kokereien ſtillzulegen. Die Zeche „Tremonia“ in Dortmund,
deren Kokerei außer Betrieb iſt, kündigt am 1. Auguſt 400 Mann
und am 5. Auguſt weiteren 300 Mann. Auch die Zeche „Adolf von
Hanſemann“ ſoll die Förderung auf eine Schicht beſchränken, wo
durch ca. 1000 Mann zur Entlaſſung kommen. Die DeutſchLuxem
burgiſche Bergwerks und Hütten A.G. hätte damit alle ihre im
Dortmunder Bezirk gelegenen Schächte ſtillgelegt bzw. ſtark ein
geſchränkt.

Durch die Still der Zechen werden auch andere induſtrielleWerke, denen die Kohlenzufuhr abgeſchnitten wird, in Mitleiden-

zchaft gezogen. So gibt die Verwaltung des Baroper Walzwerkesdurch Anſchlag bekannt, a das Martinwerkab Dienstag
ſtillgelegt werden muß, weil das Kohlenſhndikat den Kohlen
verſand eingeſtellt habe. Einige Vertreter des Walzwerkes ſind
nach Arnsberg bzw. nach Berlin gefahren, um mit der Regier
über die neue Lage zu verhandeln. Sollte auch das Walzwe
Ende der Woche zum Stilliegen kommen, ſo dürfte ſich die Zahl
der hierdurch erwerbslos Gewordenen auf 500 belaufen.

Gegen die ſchrankenloſe Autonomie der
Reichsbahngeſelſſchaft.

Die auf Grund der Dawes-Geſetze errichtete Autonomie der
Reichsbahnen hat bekanntlich zu ſchweren Beeinträchti en der
bis dahin geltenden Rechte des Eiſenbahnperſonals geführt. Die
e r hat die ihr durch den Reichstag zwangsweiſe
gewährte Autonomie recht brutal angewandt, und ohne jede Rück
ſicht auf die ſoziale La e Arbeiter und Beamtenſchaft die
ſchlimmſten kapitaliſtiſchen Methoden eingeführt. Die Folge davon war, daß ſich die bei der Reichsbahngeſellſchaft e
Perſonen in zahlloſen Petitionen an den Reichstag mit der Bitte
wandten, ſich für die ihrer geſetzlich garantierten verwenden. An der Weigerung der Reichs
S geſellſaft die ſich auf ihre vom Parlament unabhängige
Stellung berief, iſt eine Beratung dieſer Petitionen im Reichstag
geſcheitert, wogegen das Parlament bereits einſtimmigen Pro

erhebt.
Jetzt hat ſich auch der Vor läufige Reich s wirtſchaft s-
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